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An unsere Leser!

* .

Die am 23. und 24. November stattgehabte gemein¬

same Konferenz des Verbandsbeirats und des Verbands-

Vorstandes hat beschlossen» unser Zeitschriftenwesen um¬

zugestalten.
Danach erscheint -Der freie Angestellte" nicht mehr

als Beilage unserer „Volkstümlichen Zeitschrift44. Di«

Verbandszeitschrift „Der freie Angestellte4* wird vielmehr

vom 1. Januar 1925 ab als selbständiges Blatt heraus¬

gegeben, in dem die gewerkschaftlichen Angelegenheiten

aller in unserem ZdA. vereinigten Fachgruppen behandelt

Verden. Wir bitten demnach unsere Leser, die bisher

die „Volkstümliche Zeitschrift44 abonniert haben, künftig

die Verbandszcitscbrift „Der freie Angestellte44 beim zu¬

ständigen Postamt zu bestellen. Diejenigen Leser, die

unsere Fachzeitschrift bisher durch ihre Ortsgruppen über¬

wiesen erhalten haben, werden künftig die Verbandszeit¬

schrift „Der freie Angestellte44 erhalten, die vierzehntäglich

erscheint.
Die „Volkstümliche Zeitschrift44 ist vom 1. Januar ab

sum Preise von vierteljährlich 50 Pfg. durch die Post zu

abonnieren. Die Zeitschrift erscheint monatlich zweimal.

Sie erhält em handliches Format, so daß sie gesammelt

und am Jahresschluß eingebunden werden kann. Wir bitten

unsere Loser, das Abonnement umgehend bei ihrem zu¬

ständigen Postamt aufzugeben. Die neugestaltete Fach¬

zeitschrift soll künftig nur der beruflichen Weiterbildmig

der Leser dienen. Für die Mitarbeit sind hervorragende

Sachkenner aus allen Oebieten der Sozialversicherung ge¬

wonnen. Da jedes Mitglied auf die Erweiterung seines

Könnens und Wissens bedacht sein wird, erwarten wir,

daß jedes VerbandsmitgHed unsere neugestaltete Fachzeit¬

schrift bestellt. Wo die Zeitschrift btsher durch die Orts¬

gruppe zugestellt wurde, kann die Besteihmg an diese

gerichtet werden.
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Krankenkassen und Apotheker.
Schon seit Bestehen der Krankenversicherung tobt der

Kampf tx 'sehen den Krankenkassen, hauptsächlich den Orts¬

and Lai.dkrankenkassen, und den für die Kasse praktizierenden

Aerzten. Dic Äerzte sind mit den Krankenkassen immer un¬

zufrieden gewesen. Viele Äerzte sind Gegner Jeder Kranken¬

versicherung. Ihr Kampf geht hauptsächlich dahin, den Mit-

gliederkrcis der Krankenkassen- einzuschränken. Sie wollen

lieber mehr Privatpatienten behandeln, da nn diesen nach ihrer.

Meinung mehr zu verdienen ist. Die Frage des Verdienstes »st

es la überhavrt. die den Kampf zwischen Aerzten und Kranken¬

kassen nie zur Rohe kommen läßt. Ist einmal ein Vertrag

zwischen beiden Parteien mit Mühe und Not zustande ge¬

kommen, so wird er möglichst schnell von den Aerzten wieder

gekündigt, da die \m Vertrag festgesetzte Vergütung zn

„niedrtg" ist. Dabei ist statistisch festgestellt, daß die Arzt-

bonorare bei allen Krankenkassen den Hauptttil der Ausgaben

bilden." Us «oll hier ledoch nicht über das Verhältnis der

Krankenkassen su den Aerzten geschrieben werden. Dies

wird la in allen Fachblättern hinreichend getan. Wir wollen

einmal die Stellung der Krankenkassen zu den Apothekern

beleuchten.
Mis Jetzt war glücklicherweise von einem Streit o

.1". r

Dies hat seinen Orund darin, daß die Arzneiiieferanten (Apo¬
theken) Ihre Preise in den verschiedenen Arzncitnoieti ond

Preislisten der Fabrikanten vorgeschrieben bekommen habe».

Die Kassen und Apotheker wußten, daß unter nnd über. lüese»

Taxen kein Vertrag abgeschlossen werden durfte. Im Gegen¬

teil haben die Apotheken den Krankenkassen einen gewisse»

Kredit eingeräumt und auch hie und da einen kleinen Prozent¬

satz als Skonto gewährt.

In neuer Zert besinnen sich dic Apotheker, zhich ihre%

Kollegen, den Aerzten, auf ihr kriegerisches Talent. Sie habe«

den Krankenkassen den Kampf angesagt. Dieser Kampf dreht

sich nicht um die za zahlenden Preise, er richtet sich gegen dit

eingeführten Selbstabgabe stellen der Krankenkassen.

Auch die Heilmittelbetrieb3geselh.chaft deutscher Kranken¬

kassen ist den Apothekenbesitzern ein Dorn im Auge. Ver¬

schiedentlich sind aus Apothekerkreisen gegen diese
"

Gesell¬

schaft Klagen erhoben, aas Gründen, die hier zu erörtern nicht

nötig ist da es sich um Spezialiragen in der Arznei;«: rsteüung

und -abgäbe handelt. Die Krankenkassen haben, soweit si«

Selbstabgabestellen errichtet haben, einen sehr guten Griff ge¬

tan. Sie erzielen dadurch große Ersparungc:i Einige kleine

Beispiele mögen dies näher beweisen. Dic Ortskraokenkasse N.

hat ebenfalls eine Abgabestelle eingerichtet, liier werde» Heil¬

mittel und freigegebene Arzneien auf ärztliche Veror<tn*flg an

Mitglieder abgegeben, Familienangehörige, die nach der Kassen-

Satzung nur Anspruch auf freie ärztliche Behau.._u.\z haben,

können die vom Arzt verordneten Heilmittel und die freigege¬

benen Medikamente in 6er Abgabestelle zu den Selbstkosten

kaufen. Die Kasse zahlt z. B. für Irrigatoren (bestes Material)

85 Pfennig pro Stück. Von der am Orte befindlichen Apotheke

wurden, ehe die Sclbstabgabesteüe eingerichtet war. der Kasse

2.45 Mk. für einen Irrigator ia-Rechnung gestellt! Für eine

Binde verlangte dic Apotheke 2-50 Mk„ der Kasse kostete die¬

selbe Binde im Einkauf 54 Pfennig. Ein gewöhnliches Fieber¬

thermometer wurde mit 2.80 Mk. in Rechnung gestellt, während

der Einkaufspreis 43 Pfennig betrug. Diese wenigen Beispiele,

von denen noch viel mehr aufgezählt werden können, beweisen

zur Genüge die Notwendigkeit der Einrichtung von Sclbstab-

gabesteilen. In der Stelle wird als Fachmann ün Drögrst be¬

schäftigt, dessen Gehalt sich in vielfacher Höhe bezahlt macht.

Eine jede Kasse müßte aus wirtschaftlichen Gründen die Ab¬

gabe von Heilmitteln und Arzneien selbst übernehmen. Di«

Heilmittelvcrtriebsgesellschaft deutscher Krankenkassen steht

Jeder Kasse darin mit Rat und Tat zur Seite. Es dürfte auch

nur wenige Kassen geben, die sich den Vorteilen noch- ver¬

schlossen halten und weiterbin alle Verordnaatea £:-'S den

Apotheken beziehen.

Der Deutsche Apothckervcrein hielt am 10. und 11. Sep¬

tember in Görlitz seine fällige Hauptversammlung ab. Diesem
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IhreVerbandszeitschrift bei Ihrem Post*

amt. Weisen Sie auch Ihnen bekannte

Verbandsinitglieder aufdie Notwendig¬
keit des Bezuges der Zeitschrift hin.

Kampf itr Apotheker, von einigen kleinen örtlichen Zwlstig-

teites a&gesebea, co__en Äc Krankenkassen w»T.ig za merke*,
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Verein sind fast sämtliche deutschen Apotheker angeschlossen.

Cr gilt deshalb als führender und maßgebender Vertreter der

Interessen dieser Berutsgruooe. In der Versammhing wurde

die Aufhebung oder Abänderung verschiedener Paragraphen der

Relchsversicherungsordnung gefordert, dic den Apothekern

unangenehm sind. Der Verband erk'.irt sich zu folgenden Maß¬

nahmen bereit, wenn die ihm miCiiebigen Paragraphen (5 .175

RVO.) tmtgeSndefl und die Verordnung über Krankenhilfe bei den

Krankenkassen vom 30. Oktober 1923 aufgehoben wird. Bei

prompter Bezahlung der Arzneirechnungen und bei stahler

Währung wollen sie den Kassen einen angemessenen Kredit

einräumen. Weiter wollen sie den Anteil der Versicherten an

den Arzneikosten einziehen, wenn dadurch ihr Geschäftsbetrieb

nicht gestört wird. Diese Versprechen geben die Anothoker

«nd wollen sie auch ausführen, wenn die oben genannten Oe-

tetzesfu.dcrungen stattfinden. Nun kommt aber die Hauptsache!

Es wurde beschlossen: ..Sondervorteile über den gesetzlichen

Rahmen hinaus werden den Krankenkassen dann gewahrt, wenn

diese den Apotheken die aussch'ießliche Entnahme aller Arxnei-

und Verbandmittel zugestehen und vor allen Dingen auf

die Selbstabgabe In leder Form verzichten.

Hier haben wir den Konkurrenzneid der Aoothekerl Genau

wie dieser Futterneid In jedem Orfinkramgescha.t herrscht, st

er auch hier, wo es sich um das Wohl und Webe des ganzen

Volkes handelt, an der Tagesordnung. Es wurde auf der Ta¬

gung noch eine Entschließung angenommen, die die Aufhebung

der Selbstabgabestellen fordert Diese Entschließung hat folgen¬

den Woflaut:

-Die 50. Hauptvesamml'mg des Deutschen Aoothekerver-

ems erhebt in aller Form stärksten Protest gegen da* immer

mehr überhandnehmende Bestreben seitens großer deutscher

Krankenkassen, zur Selbstabgabe von Arzneimitteln an den

Kreis ihrer Versicherten überzugehen. Ja sogar die Selbsther-

•tellung von ArzneioräP^raten wirtschaftlich zu organisieren.

Der Deutsche Aoo'b«.kerverein halt es fflr sein« Pflicht >k*

Oeffentlichkeit auf die großen Gefahren hinzuweisen, die dieses

Vorgehen för eine geregelte und geordnete Arzne«'versorgu.ig

besonders nach zwei Richtungen in sich birgt.

Es untergrabt die Existenzmoelichkeit der Apotheken und

zerstört damit die bisherige Grundlage der gesamten Arznei¬

versorgung. Es verträgt s:ch aber auch nicht mit dem Grund¬

satz, daß der Versicherte im Krankheitsfälle ohne iede Ein¬

schränkung die beste und damit wirksamste Arznei erhalten

soll. Dic Sc'bstabsrabe und Se'bstherstellung von Arzneimitteln

durch die Krankenkassen führt zur schemattschen Arzneiver-

ordnnng und unterstützt die Kurpfuscherei.

Die Hauptversammlung beauftragt den Vorstand, bei der

Regierung und Volksvertretung vorste'lig zu werden daß die

Selbstabgabe und Selbstherstel'ung von Arzneimitteln durch

die Krankenkassen untersagt wird.

Verschiedentlich ist man zur Büdtmg von wrtcchiftlichen

Arbeitsgemeinschaften zwischen Apothekern und Kranken¬

kassen übergegangen. Soweit diese die Herstellung und den

Bezug von Arzneimitteln bezweckei. hat der Deutsche

Anothekervere:n dagegen schwere grundsätzliche Bedenken.

Wo derartige Unternehmungen jedoch nicht zu vermelden sind,

kann ihnen nur dann zugestimmt werde*, wenn die Apotheker

nach wie vor die al'^in verantwortlichen Träcr*t der Arznei¬

versorgung bleiben und In der Freiheit der Herstellung und

des Bezuges keinem Zwange unterstellt werden.44

Der Ka^pf hat also begonnen! Es sind nicht dfe Kranken¬

kassen, die ihn heraufbeschworen und vom Zaun gebrochen

haben. Die Krankenkassen werden ihre Selbstabgabestellen

immer mehr ausbauAn und vervo'lkommnen. Jede Kasse, die

noch kern*» derartige Stelle eingerichtet hat. muß dies im Inter¬

esse ihrer wirtschaftlichen Lage unbedingt tun. Die oben auf¬

gezählten Meinen Beispiele beweisen zur Genüge, welches Geld

gespart werden kann. Die Krankenkassen haben sogar die

.........

Bestellschein.

An das Postamt zn

Ich bestelle hierdurch ab I. Januar 1925 vom Verlag des

ZentralVerbandes der Angestellten. Berlin SO 26. Oranienstr. 40-41,

• , . . .
Stück -.Volkstümliche Zeitschrift für d:e gesamte Sozial¬

versicherung" zum Preise von vierteljährlich 50 Pfg.

Stück ..Der freie Angestellte"

zum Preise von vierteljährlich 30 Pfg.

den 192 L

Name

Wohnung

moralische Pflicht, derartige Abteilungen ihrer Ver¬

waltung anzugliedern» denn es ist doch ihre erste und vor.

nehmste Aufgabe, mit ihren Mitteln so sparsam und haushälte¬

risch wie nur möglich umzugehen, die mühsam aufgebrachten

Beiträge dürfen auf keinen Fall dazu dienen als Obermäßiger

Gewinn in die Taschen einzelner Unternehmer zu fließen. Man

kann Jedenfalls den Portgang des Kampfes mit großem Interesse

erwarten. So wie die Dinge liegen, müssen die Krankenkassen

in diesem Kampfe siegen. Fr. Kleeis. Weimar.
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Kammergericht und Betriebsräte.

Seit Jahren stehen die gewerkschaftlich zusammen«

reschlossenen Arbeitnehmer im schärfsten VertekÜ-gungskampf

um das Betriebsrätegesetz. Von allen arbeltsrechtllchen Gesetzen

wird dieses von den Arbeitgebern am meisten gehaßt denn es

bedeutet in seiner Tendenz einen Bruch mit der alten unein¬

geschränkten Selbstherrlichkeit der Arbeitgeber

Das Reiehsversicherungsamt Kann den Ruhm fflr

sich in Anspruch nehmen, in diesem Kampf gegen das Betriebs*

rStegesetz ein trefflicher Mitkämpfer der Arbeitgeber zu sein.

Auch die Aufsichtsbehörden der Krankenver¬

sicherung haben sich mit wenigen Ausnahmen in der gleichen

Richtung betätigt. Während aber die Arbeitgeber unverhüllt ihr«

Streiche gegen das Kernstück des neuen Arbeltsrechts führen.

ficht die Bureaukratie der Aufsichtsbehörden mit verkapptem

Gesicht. Ihre Maske ist die ..Juristische Objektivität44. Unter

(Heser Larve Ist si<* die gefährlichste Gegnerin aller sozial«

politischen Fortschritte Die seitherigen Erfahrungen haben uns

die besten Beispiele dafür gegeben.

Der Grundgedanke des Betriebsrätegesetzes Ist In der Reichs¬

verfassung niedergelegt. Arbeiter und Angestellte sind dazu be«

rufen, gleichberechtigt in Gemeinschaft mit den Arbeitgebern an

der Regelung der Lohn- und Arbeitsbedingungen mitzuwirken

(Artikel 165). Die Verwirklichung dieses in der Verfassung nro«

grammatisch niedergelegten Rechtsgedanken ist das Betriebs«

rätegesetz. Deswegen ist einer der Hauptpfeiler dieses Ge«

setzes der Grundsatz, daß in allen Fragen des Arbeitsverhältnisses

den Arbeitnehmern die gleichberechtigte Mitwirkung

zusteht. Das einseitige Diktat des Arbeitgebers soll damit ein

für aPemal beseitigt sein.

Findet dieser Kerngedanke des Betriebs¬

rätegesetzes — ohne den das Gesetr eine leere Schale ist

— auch auf die Angestellten der Sozialver¬

sicherung Anwendung? Ist vor allem die Betriebs¬

vertretung berechtigt, die Mitwirkung bei der Vereinbarung und

Aenderung von Dienstordnungen sowie bei der Verhängung von

Strafen zu fordern?

Um diese Fragen dreht sich seit Jahren die Erörterung. (Vgt

?.Volkstümliche Zeitschrift44 1923 S. 77. 80: 1924 S. 16. 33.) Der

gesunde Menschenverstand wird diese Fragen beiahen. Warum

sollte das für alle Arbeitnehmer öffentlicher und orivater Betriebe

geltende Recht nicht auch für die Angestellten der Sozialver¬

sicherung Anwendung finden? Warum sollte eine Berufsgrunpa

von diesem wesentlichen Fortschritt der sozialpolitischen Ent¬

wicklung ausgeschlossen werden? Man wird schwer einen ein¬

leuchtenden Grund d?für finden.

Wer tiefer In die Zusammenhänge eindringt und sich deu Zug

der gesellschaftlichen und sozialen Entwickung klarzumachen

versucht, kann zu keinem anderen Ergebnis kommen.

Das Reiehsversicherungsamt freilich ist seit jeher
anderer Meinung gewesen. Nach seinen Entscheidungen findet

das Betriebsrätegesetz in seinem Hauptteil keine Anwendung au!

die Angestellten der Sozialversicherung.

Warum? wird man fragen. Ja, man lese einmal *1ie Ent¬

scheidungen *ert>er nach. Das Reiehsversicherungsamt führt aller¬

lei Juristischen Formelkram vor« über den es sich — selbst nicht

recht bn klaren ist

Da soll die Arbeitsordnung rechtlich und tatsächlich etwas

ganz anderes sein als eine Dienstordnung. Nur eine Art von An¬

weisung zur Benutzung der Toiletten oder so etwas Aehnllches.

Und das Betriebsrätegesetz habe nur an solche Dienstvorschriften

gedacht. (Woher sollte das RVA. auch eine Arbeitsordnung

kennen?)

Oder: Die Angestellten der Sozialversicherung hätten la

schon ein „Anhörungsrecht44, und wenn sie schon „angehört4*
würden, was brauchten sie dann noch mehr!

Oder: Es gibt z.B. Berufsgenossenschaften mit mehreren

Sektionen, und wie so'l man einem Berufsgenossenschaftsvor¬

stand zumuten, gar noch mit mehr als einer Betriebsvertretung

zu verhandeln!

Auf dieser Höhe liegen die Argumente des Reichs¬

versicherungsamts. Aber seine Entscheidungen sind nicht das

letzte Wort gewesen. Das Landgericht I hat In einem Urteil

vom 14. Februar 1924 in allen Punkten unsere Beweisführung an¬

erkannt. Gegen dieses Urteil Ist von der im Streit befangenen



Nr. 23 - 1924 Volkstum liehe Zeitschrift für die *;< ; >mtc Sozialversicherung Ui

Bcriusxenossenschaft Berufung eingelegt. Am II. Oktobtf hat

das Kanimergericht seine Entscheidung gefällt. Auch ak bedeutet

eine vernichtende Niederlage des RcfcillvgfltehcrunKsamts,
Hier folgt dieses Urteil wörtlich:

Verkündet am I!. Oktober 1924.

gez. Prange, Gerichtsschreiber.

Im Namen des Volkes!

In Sachen der N. H. AG., vertreten durch ihren Vorstand, Beklagte und

Beruf«ingsklägerin, Prozeßbevollmächtigten Rechtsanwalt Dr. Lohn_arn i«

Bertin. gegen den Genosscnscbaftsangcstcllten tl.. Kläger und Berufungs-

beklagten. Prozeübevollmächtigter: Rechtsanwalt Justizrat Leonbard Hirsch

in Berlin, hat der 8. Zivilsenat des Kammergerichts in Berlin aut die münd¬

liche Verhandlung vom II. Oktober 1924 unter Mitwirkung der Kammer«

gericlusräte Geheimen Justizrats Stein» Pick und Dr. Quander tür Recht er«

kann::

Auf die Berufung der Beklagten uird das am 14. Februar 1924 verkäs«

Öde Urteil der 8. Zivilkammer dea Landgerichts I In Berlin dahin abgeändert:

Die Klage wird abgewiesen.
Der Kläger wird verurteilt, die Kosten des Rechtsstreits tu tragen.

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar, dem Kläger wird nachgelassen,

die Zwangsvollstreckung wesen dtr Kosten derch Hinterlegung von 60 Oold¬

rnark abzuwenden.

Tatbestand.

Der Kläger Ist lebenslänglicher Angestellter der Beklagten. Fflr sei«

Dienstverhältnis zur Beklagten ist die am 7. November 1913 ordnnngvnäBIg

genehmigte Dienstordnung maßgebend. Diese bestimmt in Anwendung der

99 699, 705 RVO. hn § 26: „Bei Dienstvergehen von geringerer Erheblichkeit

können Ordnungsstrafen verhängt werden. Als solche kommen In Betracht:

1. mündliche Verwarnung; 2. schriftlicher Verweis; 3. Geldstrafen. ... Die

Bestrafungen und 2 und 3 sind aktenkundig go machen/* | 33: ».Ordnung**

strafe vertagt der Vorstandsvorsitzende. • . • Gegen die Straffestsetzung steht

den Angestellten innerhalb 14 Tagen Widerspruch beim Vorstand, bei Geld¬

strafen von .rchr als 20 Mk gtgtn die Entscheidung des Vorstandes Innerhalb

Cinr* Monat* Beschwerde beim Reiehsversicherungsamt zu.M

Am 3. Juli 1920 ist der Kläger vom Vorstandsvorsitzenden mit einem

schriftlichen Verweis bestraft worden. Der Widerspruch dea Klägers gege«

den Verweis ist durch den io der Sitzung vom 29./30. September 1920 ge*

faßten, dem Kläger zugefertigtea Beschluß des Vorstands zurückgewiesen wor¬

den. Auf die Beschwerde des Klägers hiergegen hat das Reiehsversicherungs¬

amt durch dea Bescheid vom 20. März 1923 ein Einschreiten im Aufsichtsweg«

abgelehnt.
Der Kläger vertritt nun de-n Rechtsstandpunkt, daB das Strafverfahren der

Dienstordnung von 1913 durcb die Vorschrift des § 80 des am 9. Februar 1V0

tu Kraft getretenen BRQ. dahin geändert sei, daB dit Erteilung des Ver«

weises nur gemeinsam mit dem Angcstelltenrat habe erfolgen dürfen und

könne daher der ihm allein vom Vorstandsvorsitzenden erteilte Verweis ein

unberechtigter, rechtlich unwirksamer Akt der Beklagten gewesen sein, hält

eine dies klarstellende Feststellungsklage für statthaft und begründet und bat

eint solche mit dt .n Antrag erhoben, festzustellen. daB der schriftliche, dem

Kläger vo?n Verbaudsvorsitzeadcn der Beklagten unter dem 3. Juli 1920 er¬

teilte Strafbescheid rechtlich unwirksam und daB die Beklagte nicht berechtigt

war, dem Kläger ohue Mitwirkung der Betricbsveitretuag einen Verweis so

Üteilen.

Die Beklagte macht deingegeuüber geltend, der Rechtsweg sei unzulässig,

die 1 estsielungsklage unstatthaft und der damit verfolgte Anspruch materiell

unbegründet.

Das Landgericht bat in dem Jetzt angefochtenen Urteile der Klag« statt«

gegeben.
Hiergegen hat die Beklagte form* uud fristgerecht Berufung eingelegt Sie

hält an ihrer Rechtsai.ffassung fest und bat beantragt, abändernd die Klage

abzuweisen, notfalls ihr Volfetreckungsschutz su gewähren.

Der Kläger tritt ihren Darlegungen entgegen und bittet um Zurückweisung

der Berufung, notfalls gleichfalls um Hinterlegungsbetugnis. Auf das ange¬

fochtene Urteil, die Schriftsätze der Parteien und deren Anlagen, die die wei*

teren pMofteH n des Paneivorbrir.gens enthalten, wird als vorgetragen ver*

;* lesen.

T. n t * c h e 1 duugsgrfinde.

Die Ihrrtrng der Beklagten muß Erfolg haben, da die pfügsmtg Vor¬

sorge, ob iür den hier erhobenen Anspruch des Klägers der Rechtsweg zu¬

lässig ist, verneint werden muß.

Die Frage, die allein ond unmittelbar durch das gerichtliche Urteil ent¬

schieden werden soll. ist. wie auch der Klageantrag außer Zweifel setzt, die,

ob der dem Kläger erteilte Verweis als solcher rechtswirksam erteilt Ist. Die

vermögensrechtlichen Folgen, dk Elch aus der Bejahung oder Verneinung

dieser Frage im Urteil ftir den Kläger ergeben können, haben mit dem Oegen-

otand des Rechtsstreits nichts zu tun; er selbst will ia durch ihre Hervor¬

hebung auch nur die Statthaftigkeit dtr Fcstslellungsllage rechtfertigen. Et

handelt sich also auch nicht darum, daB hier fiber die Rechtswirksamkeit des

Verweises nur als Vortrage Ober einen anderen, insbesondere vermögensrecht¬

lichen Anspruch entschieden werden soll, sondern das Bestehen oder Nicht-

bestehen des Verweises selbst stehe, wie bemerkt, unmittelbar zum Urteil.

Der Kläger verkennt die* auch nicht, meint sber, eint ao'.che Peststellung

könne Gegenstand einer bäuerlichen RfcthUltfCtttgkett sein. Darin kann Ihm

Indessen nicht beigetreten werden.

Es kann davon ausgegangen werden. daB ein Streit, wie er hier vorliegt«

wenn if sich im Rahmen eines gewöhn liehen Arbeitsverhältnisses erhebt, be¬

grifflich Gegenstand einer bürgerlichen Rechtsstreitigkeit Ist. Nun bestimmt

aber OVO. 9 13. daB eine bürgerliche Rechtsstreitigkeit dann nicht vor das

ordentliche Qericht gehört, wenn die Zuständigkeit einer Verwaltongsbekftrd«

tttgrflndet ut. Dieser Fall ist aber hier gegeben. Nach § 099 RVO. soll die

Dienstordnung die Zuständigkeit zur VerbBtgaag von Strafen «»4 die Rechts¬

iehelle dagegen regeln. Dies i*t hier iu der Wcice geschehen, daB der Ver-

Weis vom Verbandsvorsitzenden erteilt wird und dagegen innerhalb 14 Tagen

Widerspruch beim Vorstand zustehe. Damit Ist der Rechtsweg dagtgea ver¬

schlossen; der Vatstaad der «ioe Körperschaft des Oifentliehen Rechts bildende

-UatolftcrofutaBtlfOBflufl erscheint hier a?s die Verwaltungsbehörde Im Sinne

des I 13- Dies erhellt iusbeiondeie aach aus 8 705 RVO. tnd der ent¬

sprechenden Vorschrift der Dienstordnung itn I 33. Hier i*t über § 699 hinaus

tine Zuständigkeit des Reichsvtxskheroagsamts, abgesehen voa sonstigen An¬

sprüchen, für gewiss* SttafaftSpfSchO (Geldstrafen von mehr als 20 Mk.) erst

geschaffen und weiterhin für tiiun noch enger gezogenen Kreis von Aa»

Sprüchen der zu dem an eine bcv.nnmtc Frist gebundene Rechtsweg für zu¬

lässig erklärt. Soweit es sich um die Festsetzung von Geldstrafen handelt«
Ist dagegen der Rechtsweg aufschlugen, ts kann nun nicht als Sinn des

Ocsctzcs angesehen werden, daß für die erheblicheren Geldstrafen über 20 Mk.

dic befristete Beschwerde an das Reiehsversicherungsamt und für kleine

Geldstrafen der Rechtsweg, dagegen für die Strafen der Vciwarnung und das

Verweises in Jedem Fall unter Ausschaltung des Reichsvcrsicheruiigsamu
der an keine Frist gebundene Rechtsweg eröffnet sein soll.

Nach dieser offenbar sis Seitenstück zum Beamtcnstralrecbt ^schaffen««
Regelung (vergl. auch RVO. § 358), erscheint sonach der Rechtsweg hier

nicht zulässig. Der Kläger meint allerdings, der Rechtsweg sei des«

wegen gegeben, weil er hier nicht den Verweis als sachlich unbegründet oder

unangemessen angreife, was allerdings nicht im Prczeßwegc geschehen könne,
sondern weil er festgestellt wissen wolle, daB mangels Mitwirkung des Aa-

gestelltenrats bei seiner Erteilung es überhaupt an dem von der Bekiagtea
behaupteten wirksamen Verweise fehlt. Aber auch aus diesem Gesichtspunkt
heraus kann er sich den Rechtsweg nicht öffnen.

Es kann dahingestellt bleiben, inwieweit der Rechtsweg für Anspruch«
gegeben sein mag. die sich u. a. darauf gründen, daB eia sich als behördlich

geltender Akt Oberhaupt nicht ais solcher gelten könne, weil er eia

Willkürakt oder mangels gewisser wesentlicher Erfordernisse unbedingt

nichtig sei. Denn ein solcher Akt steht hier in dem vom Vorstandsvor¬
sitzenden allein erteilten und vom Vorsund bestätigten Verweis keinesfalls

In Png«. Eine Voraussetzung dafür wäre zum mindesten, daB der Vorstand

einer Beruisgenossensehaft letzt überhaupt niemals mehr eine«

Verweis ohne Heranziehung des Angestelltenrats erteilen könnte. Das Ist

auch der Standpunkt des Klägers, dem auch das Landgericht zustimmt. Dar

Senat vermag ihn indessen aus folgenden Gründen nicht für richtig z» baltea

and moB damit zor Verneinnng der Zulässigkeit des Rechts¬

weges kommen.

1. Der Seaat tritt zunickst dem Laadgertcht darin bei. daB 9 M Abs. i

BRG, grundsätzlich so! die Festsetzung der einzelnen Straf« zo heilchea Ist,
also aicht MoB die Regelung la der betreuenden Betriabsvereiabarooa la

Sinne bat. Dieser Streit, in dem von der einen Seite für die erstere Ansicht

besonders die damit verknüpfte Forderung des Arbeitsfriedens, von der ande¬

ren Seite zugunsten der Gegenansicht die praktische Unzuträglichkeit dtr

ersteren betont wird, Ist Jetzt hn Sinne der Mitwirkung der Betriebsvertretung
bei dtr Einzelstraifestsetzung deswegen zu entscheiden, wei! die V. vom

30. Oktober 1923 über das Schlichtungswesen eine stiüschwelgentfe verbindlich«

Auslegung zugunsten dieser Regelung enthält Art I dieser V. regelt die

Schlichtung, d. I. die Mitwirkung bei Tarifverträgen und Betriebsvereinba¬

rungen, also insbesondere auch bei Streitigkeiten aus BRQ. §§ 73. 80 Abs. 1,

Art. 11 die Tätigkeit des Arbeitsgerichts bei Einzelstreitigkeiten, insbesondere

aus der Betriebsräteorganisation und nennt darunter den 8 80 Abs. 2. Danach

handelt es sich in solchen Fällen nm Einzelstraffestsetzungen nnd dieser so

mm Ausdruck gebrachte Wille des Gesetzes tuuB für die Entscheidung de?

Streitfrage dsrehgreifen.

2. Aoeh darin Ist dem Landgericht zo tolgea, daß die oacb 6 80 Abs. 2

BRG. vorgesehen« Mitwirkung der Betrtebsvertretoog olcH aa! dea Fall der

Arbeitsordnung in Sinne der 8§ 134a II. Gew.O. beschränkt tat in Betracht

kommt cr.'tüch lede weitere obligatorische Arbeitsordnung, also nicht ner für

die im 9 133h gemeinten gewerblichen Betriebe, sondern auch für die nicht

gewerbsmäßig geführten, aber fabrikmäßigen technischen Staats- nnd Kcm-

rounalbetrtebe (vgl. die Ausführungsbeatimmtingen der Länder, z. B. bei Stier-

Somlo, Gew.O. (2) 529; ferner Arbeitsordnungen gemäß Gew.O. I 139 R.

Vorl. Landarb. O. vom 24. Januar 1919. 9 13 In der Fass. BRQ. 9 104 VII,

Pr. AlC Berg-Qes. 99 80a ff.. Bayer. Berg-Qes. vom 13. August 1880

Art 88 ff.). Sodann nech |ede bloß fakultativ geschaffene Arbeitsordnung.

Aber das Gericht trägt Im Gegensatz zn dea von der Beklagten beigebrachte«

AcuQeruflgcu anderer behördlicher Stelleo (1) kelae Bedenken, noch weiter zo

gehen, und onter 9 SO Abs. 2 BRG. |ede Straflestsetzung zo stellen, welch«

Io einer Dienstvorschrift angedroht wird, za deren Schaffuog die Mitwirkung

einer Betrlebsvertretaog erforderlich war. Dies einmal schon lo Hinblick dar¬

auf. daB in 9 80 Abs. 2 der Angestellten, neben dem Arbeiterrat erwähnt wird.

Sodann handelt 9 80 im Abs. 1 von „Arbeitsordnungen" nn% nonstlgen ..Dienst¬

vorschriften" und Abs. 2 des Qeseicci» wie es Jetzt vorliegt, wiü sLlier das¬

selbe Oebiet treffen.

3. Fernerhin Ist oilt dem f andgerlcbt anzunehmen. daB dfe .,Dienstvor¬

schriften4* Im Sinne des 9 80 Abs. I und 2 aach die „Dienstordaoogen" be¬

treifen, die losbesondere von den Berufsgenosseoschaftca gemäß RVO. 99 MO ff.

erlassen werden ond erlassen werde« süssen. Dienstvorschriften und Arbeits¬

ordnung sind im Betriebsrätegesetz nur getrennt, weil es zwar Kemeh__w;r.e

Dienstvorschriften für Arbeiter ond Angestellte eines Betrieben (BRÜ. §§ 18%
75), aber keine geT.eJnsair.e Arbeitsordnung (BRO. §§ 78*. 80) gibt. Daran*

folgt einmal, dn das Gesetz einen Unterschied nicht gemacht hat, daB der

fi 8« Abs. I sof alte Dlcnstvorschrlfteo angewendet werden muß. «och oat

solche, dfe, wte dfe hier la Betracht kommende Dienstordnung, zwingend er¬

fordert werde« ond der behördlichen Genehmigung bedürfen (RVO. $5 699,

70T), nnd ferner, daB, wen* die Dienstvorsehet!! Strafen anordne*, diese dea

gleichen Charakter haben wie die fo obligatorischen oder fakultativen Arbeits«

ordnnngen oder In fakultative« Dienst Vorschriften bestimmten und endlich, da«

anch lur die Fcttsetzong der In solcheo Dienstordnungen angedrohten Stralea

die lo Abs. 2 anerkannte Gemeinsamkeit der Festsetzung durch Arbeitgeber

ood Betriebsvertretung statthaben tnnB.

4. Ist also Insoweit dem ersten Richter zu feigen. *o bedirfen die hier¬

nach gehenden Rechtsgrundsätz« doch einer wesentlich«« PlnSOfcrBnfroog E«

darf bei der Auslegung de* | fo hoaterMa nicht außer acht bfeibea. daß % 80

ro Verbindung mit 5 7ßf ebenso w»e § 73 in Verbindung mit § f-ö* Ge..._m_ Ver¬

einbarungen betrifft. So wird «MtO 9 SO Abs. 2 la den Rafaaao dieser Rege¬

lung so einzufügen haben, daB diese Vorschrift nur fir die Fastsctzoag vco

Stralea gut. die au! Orund einer Arbeitsordnung cier Dienstvorschrift ver-

hftngt werden, die im Wege der Gesamtvereinbararg iu-

stande gekommen Ist. Es kann nicht die Absicht des OasetZOS ge-

v.escn sein, mit seiner n*?ue.i Regeleog der ttratfastsstfatig unmittelbar in di«

bestehenden Dkartardaoagen. die dl« Regelung der Bastzafoag auf dem J*!ür

NJier schon gesetztJt htstimmtea Wag«, jasbesaadct« nsxk RVO. 5 IM Le-

wtvKt hatten, eiazogreifen.
i>-.s v./:ie c< ü ;c?i bei :,:i Arldt^orJaucgcn olrht und hat deswegea füf
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diese, sofern bei Ihrem Ma8 nickt schon werJzster.a Ztmt2 dtr Taflfvattr. V.

. vom 21. Dezember 171$ 5 13 verfahren war,- einer? Zwang tur Erneuerung

•nter Mitwirkung der Betriebsvertretung liinr.ea karzer Zelt <aacb Oesetz vom

12. Mai t**> bis «um t. Septeuiber 4tfMH eingeführt, un: so fßr dea Bereich

der Arbeitsordnungen sowohl deren OemeiosamkeltsgrunUlage aio die Oe>

eiclnsa/r.keJt der Btfa0H&4tSati( tß sichern. Bei den Dienstordnungen, dl«

anders rusfsr.de gekommen waren und sich anders auswirken als die gewöhn¬

lichen Arbeittordmiictn. hat man von einem Zwang zur Aenderung abgesehen,

um die Regelung nach drei Bedürfnis in einzelnen Pall offen tu halten, nicht

tn dem Sinne. daB ia Ihrem Bereich ohne Rücksicht a*f die Art der Schaffuag

der Dienstordnung 5 Ml Abs. 2 nun unmittelbar tr.a8gcbend sein sollte. Dem-

stach muß auch die hier msÄgebenda Dlenstardnur.g erst geändert werden, uro

dem Qrundsa^s des § W Abs. 2 OoMoag tu verschaffen.

Daraus MH aber, daß auch nach dem fettigen Rechtssustand ein Verweis,

den der Vorstandsvorsitzeade der Berefsgeno*»enschaft allein erteiit und der

Vorstand bestätigt hat, helaollaiW als ein unter aHen Umstanden unmöglicher

«tij darum oui/edlngt nichtiger behördlicher Akt angeschen werden darf und

dtr*** crgKit sich dasn nach dem froher Ausgeführten welter. d*3 ein Rechts¬

streit, der unxal'.telbsr die RechtsWirksamkeit des Vervreises unter dem Qe-

atehUpuakte. da3 dtr Verweis aHein vom Vorstand dtr Genossenschaft ohne

Mitwirkung de* Angestelltenrats erteilt wordea sei. verneint haben will, nicht

ais borgerilcLr Rechtsstreitigkeit voa dem owienfcichen Crerlchte zum Anstrag

gebracht werden knur.. Vieiufcbr ist dfe Klage, die sich gegen diese« Ver¬

sreis richte;, uraiU**!!.

Aus tffesen Qrftndea mal der Rechtsveg fir den erhobenen Aa3pruch a!s

«ftEtfitsslg geilen und die Klage deswegen abgewiesen werden.

Hieraus In Verbindung pit ZPO. 8f T»\ H3 Abs. 2 folgt die getragene

Cat&cheldurig.

ges. Staln. Pick. Dr. Quaoder."
_.

Düü Kamme/serlcbt kommt in diesem Urteil ai.erdh_.t9 zu

{fem l_.rsebi.is. daß der Rechtsweg unzulässig: sei. Insoweit

entepriclit die AuthtsstKit: des Kammerirerrclits unseren An-

setü-uutween nic<-L Dtt.iw.lb wird diese Prase eine wettere

Klärung im We«c <kr Necttt*pr<.ci.iin.t erfahren müssen. Sie ist

Icdes in diesem Ztisammenhantce von untergeordneter Bcdeutumc.

Das Entscheidende ist. daß das KammerKcricht in

allen ürrut.dsätztkhen Frasccn unseren seit Jahren vertretenen Be-

weisf(HiruuKen Ketoigt Ut Die Dienstordnungen der

Sozial Versicherung strärer sind Betrlebsver-

einbarunKcn. Sic bedürfen Inföljcedessen tu

ihrem Zustandekommem der Mitwirkung d-erBe-

triebsv-ertretunr. Ohne diese Mitwirkung sind

lic r'eciitsunwlftsam.

Dieses Ergebnis der Recittsorechung bedeutet einen Fort¬

schritt 4a unserem Kampf um die Festigung der den Angestellten

durch das Betrlebsrütegesetz verliehenen Rechte. Der Anschlag

des Reiehsversicherungsamt» dagegen ist zusammengebrochen.

Es Ist abzuwarten, ob das Reiehsversicherungsamt diese Ent¬

scheidung, zum Anl-rtB nehmen wird, sich seihst einmal näher mit

dem Sfnn und der Bedeutung des. Betricbsrätegeset2es vertraut

su machen. .

Auch den Aufeichts'instan-zcn der Kraukenversicherung, den

Versicherung-^ und Oberversichsrungsämtem und den meisten

ATbeitsmlnlstcrien der Länder, die bisher den gleichen Stand¬

punkt einnahmen «ie das Reiehsversicherungsamt.. ist das

Stadium -ä€% Kammergcrichtsurteils und der gesamten Rechts-

maierie dringend zu empfehlen.

Der preußischeWohlfahrlsminisler schränkt

seinen Erlaß vom 18. Oktober 1924 ein!

Jafoteo der Protestaktion unserer Organisation and dtr

Krankeiikaisc:nvei l>3n<k hat der preußische WohltahrtsmiRlsier

«iftfeleokt. Er hat zunächst noch folgenden Erlaß heraus-

Begehen:
..Der PreatticU Mfoister für Volksvohllahrt.

IIIV 25M. ; Beeile W.§ dtn 7. November 1924.

Aa dts Ob^rverticherurgtlttiter.

Be;r.: Retüid«««« der Krcnleakaeseobesmtea ond »angestellten.

ba AoocUat aa mek&eo Ertal vom 18. Oktober 1924 — W\ V Z2Si n r?

aach« loh taraat aafmerksam. daS eio« AetHkrsac oder CrgOnzona dtr Regu¬

lativ« (Erfto« «es Herru MaadeisoUatatafs ?om ta. Vebrmtt 1914k zwar voa tkntr

boochiaOtsssom der Ksseeaorga&e oftohhtugig ist. daß es «ich aber ei.ipflehü.

*9*bor dit JCaasenTorsta&d« so krtee« aad erforderfcv&cfftaila aoeh mit. den lo

Bauscht ioaniicndeo Urgaaisatioaaa der Kr«r_keok#a_»ea end CaeseaaagesteMteo

%tm Beoehroen so trr'.e^. ororaaf ich htrtllt io Oieioem EHsö voa 19. Jsncär

IMi (VuksarohM.-Minist2rialhlstt 3. 67) hlogeorleseo haha.

gca. Hirtsiefer."

Solch« Verhandlungen haben u. a. am t& hJovember ip

Frankfurt a. ^1 mit dein Oberveisicbertir«r5amt Wiesbaden

«tattrefüfitlef!. an der auch Kotieire Brenke vom liiiaptvorstand

teilnahm. Wenn euch tai Erfafl nur von der Acnderunt oder

EntantuRSt der Reputation die Rede Ut. so be»«ht er sich doch,

wie aus der Uebcrechrtt und den Verhandlungen »ich ereibC

Auch +ut die Kas>enangestcIUcn. Dem Oberve reicherunjraatnt

WltrÄadeti (st sowoh! durch di« Vertreter d«s tke^sischen Kran-

fcertka^enunterverbond^s als auch durch unsere Kotledert sehr

eiftdevttic gesagt wordea daß den Anordnungen des Obetver*

»icherusetamts aui Orund des Imbisses vom IR. Oktober der

Ftbäriste Widerstand entzezemresetzt werden xrtctL

An dea preußischen WobtfahrtemHftaiet 4w*en sy\r ~ &m^

14. KCren&er tc-ltecdea Schrelbtu gericKKt:

,.AiHd«0^tl9rroeproa4ischen 4Mk)ister fflr Volkswohlfahrt.

Berilo W. Mi Leipziger Str. 3.

Sehr geehrter Herr Minister I

Durch Erlafl vom l». Oktober 1924 — IM. V. 2256 IL — haben 9le sn dl«

Oberversichcrangsamter Richtlinien fQr die Besoldung der Krankenkassea*

beamten und -angestellten herausgegeben. In diesem Erlaß werden den Ober*

verskhemngs&mtera tunlchst die UrandsSt^e mitgeteilt, die das Reicbsschieds«

gerioht aaf (irund des Dcsoidungsspcrrgesctzes fflr dic Besoldung der Kranken«

kassen beamten aufgestellt hat. Sodann geben Sie den Oberversichorangs«

amtern die Anweisung, danach auch die Dienstordnungen der Krankenkassen*

angestellten nachzuprüfen und ic nach Lage des Falks dio Genehmigung

zu einem Nachtrags zur Dienstordnung in versagen oder die Aenderais oder

f'rg&azung der Dienstordnung auf Qrund des fi 350 RVO. anzuordnen, als 6

indirekt das Besoldcn^ssperrgescts au! die Krankend

kasseottogoBtelttoa anzuwenden.

Dieser CrlaS befremdet aanichst deswegen. weU er von Ihnen her«^

gegeben wird. nachJen das Re-ichsschiedsgericht am 6. Pebruar 1924 aua«

drOcklich entschieden hat. 4*3 KraakeckasseaangesteUte Avesteiito auf

Privatdienstvertrac sind ur.d daher nicht untet.das

Desoidungssperrgesets fallen,

.

Wie Ihnen weiter bekannt sein wird, sind die Cntiohnungsbeiirgucg«n der

Krankeokassenangestellten seit zvci Jahrrehater. darch Tarifverträge geregelt«

die zwischen dem Hauptverband deutscher Krankenka^-en und der entereeich^

neten AngefteflteQorganisation abgeschlossen s)ad. Dit bestehenden Dienst«

Ordnungen sind zum größten Teil diesen Tarifverträgen angepaßt. Die Wirkung

Ihres Erlasses vom IS. Oktober d. i. wird sein, daß eiae eigenmächtige AtH

hndenir.g der Dienstordnungen darch die Obcrversicherongsimter erfolgt, was

im Endergebnis einer Verletzung der bestehenden Tarit«/ertrftgo gtelohzBeracbtea

w«ro. Das Oenehmigungsrecht wird miSbraacht werden, am die Angestellte«

ihrer auf Orond 4er TarUvertrftge und der geiiithmigien Dienstordnungen ver^

tragUch erworbenen Rechtsansprüche zu entäuBern. Ihnen wird deswegen veN

stand» io-i sein, daß der ErlaB vom ».Oktober eiae allgemeine Entrüsting bei

den Krankenkassen und ihren Angestellten hervorgerufen hat.

Die schon ia wiederholten Erlassen zum Aasdrack gekommene Toriffelnd^

Uehkeit Ihres Ministeriums ist om so unbegreiflicher, ais die für die 8 e 4

mfsgcnossenschafteo und ihre Angestellte* gdteeden T a r i 14

vertilge ohne Jede Einschränkung voa dar. A«f4

Sichtsbehörde respektiert werdea. Ihnen wird bekannt sein.

daß die Rechtsverhältnisse bei den Berufsrenossenschaftsaagestatltefi^ grundsätz¬

lich ebenso Hegen wie bei den Krankeftkassenangesfettten. Aach dort slfcd dl«

Rachtavtrhittnisse dttreh Dienstordnungen su regeln, die der Qcoehmtgang der

Aufsichtsbehörde hedOrten. Ja, das Qoaehmiguogsrocht geht dort sogar noch

Insofern welter. als die Versagung der Genehmigung nicht aaadrfftkSich, wto

bei den Dfenstordoaacen der Krankenkassenangesteltteo. an das Vorlkfcen Jnea

wichtigen Oruodes geknQpU Ist (zu vergleichen ff 359 HI ond TW II a. IHK

Trotzdem hat das Reiehsversicherungsamt i4s Aul^

aicht sbehördo seit leher d I e T e r I t v e r t r fl g e s V* n a 0 *

gebend anerkannt «cd io allen Strelttfl-H^adie Be«

rofsgenosseoschsften r e r a r t c 11 t • die tarifliches*

Verpfllchtnn gen einzuhalten.
¦

Wir dürfen Sie noch darant hinweisen. daB dae Relchsarbeltsrtiinlst^ritim kr

seinem Ertafi vom 26. MArz 1920 die Ansicht aasgesprochen hat. daB die Ober*

verstchertmgsämter bei der Handhabung des Qanehmlgungstechts die Ter IN

vertrflge auch ohne besondere Anregung der o.bemtei

VerwaltangsbobSrdo mit der nötigen Vorsicht b«4

bandeln werden» uad daB die Arbeitsministerien anderer deutscher

Freistaaten (Sachsen. Thüringen. Baden osw.) die ihnen unterstehen ien Ober^

vrrsichtrungslmter angewiesen haben, in dieser V/eise loyal su vertahräs.

Ihr Erteil wird dagegen zur Voigt haben, daQ die Oberversicberungs&m^er dl«

Verträge nicht beachten werden und dsfi nunmehr schon seit vier Jähren sota

aete Unruhe in den Krankenkasse« erzeugt wird.

Es Ist wohl nicht cotwendi;, darauf* aofmerks&m za machen, dal dl«

Krankeofcassenangesteitten sich mit einer so wiltkürUchen Dorcbhrechuac ,4hrer

Tarif« ond Anstetroogsverträge nicht abfinden werden. Die Voigt wird ein«

angeheore Zahl von Prozessen zwischen deo Angestellten und Ihren Kasse«

•ein. Damit werde« Differenzen lo die Kassen getragen und erneut AU&aiui

und Arbetesonfreudiafceit erzeugt, was gewtl nicht im Interesse einer gesunde»

Entwicklung des Krankeoversicberoagsweseas liegen dürfte;

Aas allen dieseo Oriinden mfissen wir Ihreca Crtaü sota ejUa&hieJeasta

widersprechen. Wir- bitten Stt dringend, die rachtüchen Voraasaetz^at«*.

dieses Rrlssses noch einmal tu aberaröfeo ond die Anweissag sa. geben« dia

bes^ebendeo TeriN^ftrSgs sof ledaa Pall sc respefctietao. . > . ,

HochcchttuifsroH '
. i?

Zentraiverband d%t Mtfesteiitea* *•

IXer Vorstand: gea. _Br«ake*** ll

: E» haben sodann Verhandlungen Un ReichsfiRanzrnHrtsleritifir

als auvh Im preußischen Wohlfahrtsn>iniste^irr.i stixllzetuiitieni

dk tu führendem Crjrehnis führten:
..Ia beiden tltaisterkn .wird e!ft« schematUch« Acweodur.g dtr in dtf

Eotscheidung des UektsscbkdsgerJchta vom 25. Juni 1924 aufgeste;.^ Orahd«

sftza.cicht für gweckmSßig gebaren. Aasäah^eo in Eir.eetfilieo Kdatfeh nicht

nur soa dea'io 4er Eotseheidun« dea Reichs* ^hiedsairit» Abgeführte"5 OrOndetf

eistreten. soodara darüber hinaus ist aach Prüfung der tatsfce.Uicbto VeriUMt?

otssa durch 6a* Oberwtrsichemncsamt abtes.clcheh. weaa der oreaÄUcbe

Mlaister iör Volkawohltahrt dies anerkennt. .Es atett ta? A-jasJAt. da« der

Reichst!-.arzmirtlst^r geaeretl eine Eatschei^na la die IhnJ der £tistthdlgetf

Landasmhiistorisa teieo wird,.
; • ..-

Bcsag|ich
„

der Anordnung des pre^ltschen Mtatsters fCr Volkawoh:fahrt

fiber 'dia Abtnderlug der Dk5it0rduuoge%« (vorletzter Absst2 des Ert*»s*s vom

ItX Oktober 1924) wird von Rerro Mtctsterlalrst von Qeidera die Aottaasaa«

««teilt/ uls als la dem Schreiben des Mtolafertoma fir sofclsi« PCrs_3*c« 1a

OMenb)M« vom IT. Oktober W24 wie folgt vertrat« wird: -—.-;;

JUa Qreodsats Kr sllt Aagssteilten gilt, daß w oh I ar 7 »f b «**

R e cht« towahrt btoibeo i.oheo. Ais eio w^hlecworhooM

Rocht wird aasasehea. vsgo «s dsreh oioe vom Gl o r r 11*

Sic4ar angsa m l% gan ab ^ I g t o DI« ¦ s tVr d c *m\M. s-u g oi

alc>trt woed-en If-t.*..
Zo erwarte« "Ist, 4afl lö nacister Zeit darch einen ErieB ttn pte^sche*

> ^Iwaters Mr^oÜswWiTfsbrt dl« gleiche Ae?:a*sa-g zur Oeltun« ««UMsht «M:

Tt'd-Pri^Adb^^eni fr. Vtze&txt-9M la dearerta vo« ia -ObMaftr'«oKM
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die OberverB.cherungsgmter te bnTdiser wangriHnahtn« dtr Darch .üfar-in; an¬

halten. Ein erledisender Bericht la» rv <tr«*en_ Zeitpunkt nickt gefordert, vlel-

«nehr hat ein späterer Erlaß (8. •Nov<t:»b<.r f*24) aufmerksam gemacht, daß Ver¬

handlungen mit den Kassen- ond _kr.seste»rtenorganlsationen ta ..ihren sind.

Schon aas diesem Grunde werden voa dem Minister (Or Volkswohlfahrt Be«

denken gegen Antrage auf PristrerUnccrttn» aicht erhoben."

Zweifel'os ist hiermit ohne Anschwachung des Erlasses

vom 18. Oktober erreicht Damit kann aber unsere Aktion nicht

beendet sein. Der Hauptverband deutscher Krankenkassen steht

aof demselben Standpunkt E» gilt die restlose Be¬

tel Uzun« des Erlasses vom 18. Oktober. Des¬

halb muß überail. wo auf Qrund dieses Erlasses

die Aenderung der Dienstordnung angeordnet

war. gegen diese Anordnung der Beschwerde«

weg nach §§ 377. 1793. RVO. beschritten werden,

weil die Anordnung rechtlich sieht begründet

ist Die Anordnung ist deshalb rechtlich nicht begründet, weil

sie einen Eingriff in das verfassungsmäßig garantierte Selbst-

rerwaltungsrecht darstellen, weil sie eine indirekte Anwendung

des Besoklungssperrgesetzcs auf die Kassenangestellten bedeu¬

ten, das nach dem Reichstagsbeschluß vom 7. April 1922 und

«tem Urteil des Retchsschiedsgerichts vom 6. Februar 1924 auf

die Kassenangestellten keine Anwendung findet weil sie einer

Aufforderung der Krankenkassen zum Vertragsbruch gleichkom¬

men. Die Tarifverträge sollen nicht beachtet und dic Ernzel-

arbeitsvertröge auf Qrund der Tarifverträge und der genehmig¬

ten Dienstordnungen sollen einseitig geändert werden. Ferner

weil ein wichtiger Qrund zur Aenderung der Dienstordnungen im

Sinne des f 355 RVO. nicbl vorliegt und weil die Anordnungen

eine Außerkraftsetzung des Betriebsrätegesetzes, das se1>st

- tiach Ansicht des Wohlfahrt$ministers (Erlaß vom 15. Mal 1920)

auf die Krankenkassenangestellten Anwendung findet, bedeuten.

Nach §78 Ziffer 3 BRQ. kann eine Anwendung der Dienstordnung

nur unter Mitwirkung der Betriebsvertretung erfolgen.

Das Reichsarbeitsministerium hat in seinen Er¬

lassen vom 26. November 1919 und 26. März 1920 auf die Not¬

wendigkeiten einer loyalen Handhabung des Geuehmigyngsrechts

hingewiesen und in den Richtlinien des Reichsarbeitstninisters

fflr das neue Dienstrecht dfe Anwendung des Tarif- und Bc-

trteksrÄterechts zugesichert
Das Reichsverstcherungsamt als Aufsichtsbehörde

fflr die Beruh.genossenschaften. das ein weitergehendes

Oenehat-toingsrecht hat als die Oberversicherungsärnter. respek¬

tiert den abgeschlossenen Reichstarifvertrag mit dem Arbeit-

eeherverband deutscher Berufojenossenschaften und wirkt für

die Durchführung desselben.

Die Arbeitsministerien verschiedener deut¬

scher Freistaaten (Sachsen. Thüringen. Baden usw.)

halben die ihoen unterstehenden OVÄ. angewiesen, das Oenehmi-

eungsrecht auf Qrund des § 355 RVO. loyal zu handhaben.

Die Kassenvorstände dürfen sich In Htren Maßnahmen durch

die Anordnungen der Oberversicherungsärnter nicht Irre machen

lassen. Irreführend ist z.B. folgende-Anordnung des O&erver-

¦ aicherungsamtes Wiesbaden:
- «.Oberreratcbeeongsarnt

B. L. Nr» ZT1 K-/24. Wiesbaden, den 13. November 1924.

»V- Der Heer Minister fflr Voiksvohifahrt hat In einem In Abschrift beliletendta

friasso «rem 18. Oktober i«4 die Obervtrslcbertttvcslmter nngtvrltgtn, die

vom RcicfcsSchiedsgericht ia elfter Eattcbekfoac ober die' BeeoldttticiverlUMnUte

«er Oescfcitofttirtr der Krentefikessca »offfestetttea Ofundsltze nunmehr bei

Beme$$MC des LMcfisteinkomfnent der fUtakeakatsetKungestelTtea eu beachtet?

«ad Aend-KMcen der Diemtorduufi* smaatänen. - --

Nach «ea vorn Rekhsschiedssericht •»(gestellten Qruadiatiea Ut dtr Qe-

eckittsftiiirer der dortigen Kasse, dem durch die Dienstordnvcif die gleichen

Ansprüche auf Qebatt, Röhefehaft usw. eingeräumt sind. v4e den Beamten der

dortigeo Ktsser d.e Mch dem Regulativ besoldet werden, lo die Besoldung!«

CWt* IX eiegttreibea. leb ordne deshalb aaf Oraed des 0 386

4tr Reletsversicherongsordnorg hierdurch so. de!

KiVericbriltifl <u I 2 der D • t n s t o r 4 n a o g « n der

Pmiaii trief oer Verfügung vom 2. J u a I 1 92 1 — B. L. 111

t\. to— «It tückerlrkender Kraft bis tum 15, Detereber

1924 dafalo gsö adtr t werdeo t
4*8 der ÜeacUhi-

Hbrer — ..Ve r.wta I too gs d i r e k io t — der Orappe IX der

ttlehtbetoldoBg jtjjeteltt vird- I
Rerc-hi dte\dorüge Kaase bis tetn II Defecpber 1*24 eine dieser;,.Anerd«

gang eatstfccfceaäe Aenderang der pien.tordtuag nteht ein. denn wird

des OVerrereichsrrfiiiot dfe Aeoderoog rechts«

*#rti*4lUb fett i teilet).
.

'• -

Erst gegen diese .Pest steiles g ks&a Beschwerde

%n\ dea Herrn Minister fOr VoUevoiMihrt erhobea

verde«. (I «53 Ai* » e. £ (XI

., De* Vorstttende: ge?. WeMschnldt.

heg», gtz. Unterschritt. Rag.-rang«-^^«^4
Der Vorsifgeftde: ge«. WbMsc_fcrn.de/

-'^wichst eins»! kann nach unserer Meinung das Öb^rver-

6(cherwiC5*nit nur ad flcuru des § 355 RVO. eine Aendernn«

ÜT 1>itMiörflnuu«' tfignttwu. Erst wenn diese Änordnww er¬

gebnislos verläuft, kann e3 »{ch auf § 356 RVO. beliehen uixJ

(tfe Dienstor"dnup^rsä5dcru(«r von sich aus festsetzen.

Zwtltem aber"— und das ist Öas wjchfhce — slrui die AuSr-

filiiruncen Aber den eiwiischU^emlw» Beschwerdeweg irrefuh-

remt Die Hfcschwerte — aisalt sie Aussiebt auf Crfok haben

-*>äisÄ tfftca die e rat« Äserd&itäg auf Aenderung-der fHecst-

•« #•

•

ordnuns mit flew Himveis. daß 9fe rechtHch nicht begründet ist.
auf Qruiul der SI 377. 1793 RVO. erhoten werden. Wird dies*

Beschiverdetrbt versäumt und hat erst das Oberversicherünjrs«
amt die Dierotor<inun&S-in<d(.rung auf Qrund des § 356 RVO.
rechtsverbindlich fostResetzt. dann ist die Beschwerde hiergegen
wenig aussichtsvoll. Die Anordnungen der Oberversidierungs-
ämter sind also sehr vorsichtig zu bewerten.

Wir hoffen, daß alle Kassenvorstände entsprechend der An¬

weisung ihres Kassenverbandes den erörterten Beschwerdeweg
beschreiten.

Unsere Kollegen weisen wir wiederholt darauf hin. daß
Dienstordnungsänderungen einseitig nicht vorgenommen werden

können, daß ein „Hören" der Angestellten nicht genfigt. sondern
daß die Betriebsve-ftrerungen ein Mitvereinbarungsrecht beim

Erlaß oder der Aenderung der Dienstordnung haben. Wir ver¬

weisen Insbesondere auf das Urteil des Kammergerichts Berlin

vom 11. Oktober 1924. das in der vorliegenden Nummer der

„Volkstümlichen Zeitschrift" an anderer Stelle abgedruckt Ist

Unsere Kollegen müssen unseren Anweisungen entsprechend
in vollstem Maße ihre Pflicht tun. Dann wird auch der Erlaß
vom 18. Oktober restlos verschwinden.

Verwaltung.
Kundgebcuttf der V«r>lcherung>tr_iger. Der Verband der

Krankenkassen Berlins veranstaltete am 31. Oktober kn StadU
verordeetensaal des Berliner Rathauses eine Kundgebung, die

zu den unerhörten Angriffen der Berliner Aerztekammer. gegen
die deutsche Sozialversicherung Stellung nahm. Hs waren von

allen einschlägigen Ministerien Vertreter erschienen.

Der ersto Redner war Dr. Moses. Cr führte aus: D(«
Meuscbenökonomie muß die Grundlage unserer Wirtschaft-dar¬
stellen. Der Mensch ist das größte Kapital einer Gemeinschaft.
Das muß insbesondere nach dem Kriege in den Vordergrund
unserer Befrachtungen gestellt werden. Im Gegensatz dazu

steht die deutsche Aerzteschaft fortgesetzt im Kampfe gegen die

Krankenkassen. Der Redner erinnerte an Rudolf Virchow.
der im Jahre 184$ die denkwürdigen' Worte sprach, daß der

Arzt der natürliche Anwalt der Armen sei und stellte demgegen¬

über das Verhalten der Aerz.corgapisation. deren einziges Inter¬

esse vom Ged'.<beute! diktiert sei. Er berichtete von Richtlinien,

die der Leipziger Verband zur Durchführung von Aerztestreiks

erlassen hatte wiä nach denen die Behandlung in der S&rect.-

stunde. die Ausführung von Besuchen, ja sogar die Hilfeleistung bei

Entbindungen abzuweisen sei. Als zweiter Redner sprach Direktor

Helmut Lehmann vom Hauptverband deutscher Kranken¬
kassen. Er stellte die Beitrat.sziffern von 1913 und 1934- gegen¬

über und gab einen kurzen Ueberblick über die verminderten

Einnahmen der Krankenkassen durch den gewaltigen Lohn¬

abbau und durch die allgemeine Verarmung der deutschen

Wirtschaft 1913 kamen auf 3400 Einwohner ein Arzt, 1923 aut

1400 Einwohner. Die Ausgaben der Krankenkassen für den

Versicherten sind von 5-30 Mk. aui den Kopf des Versicherten

im Jahr 1913 auf 13 Mk. im Jahr 1924 gestiegen. Trotz dieser

erhöhten pekuniären Leistung an die Aerzte können die Kranken¬

kassen denselben nicht eine materie.le Sicherung bieten. Die

Krankenkassen hatten in erster Linie soziale Aufgaben 'zu er¬

füllen, und sie müssen deshalb fordern, daß sie nicht wie die

Aerzte wünschen, unter ärztliche Vormundschaft gerieten.?son¬

dern daß sie frei entsprechend den Anforderungen der Zeit ihre

soziale Mission erfüllen können. Der dritte Redner. tKrektor

Heine man n vom Betriebskrankenkassenverband 'schloß steh

gleichfalls diesen Forderungen an und erklärte» daß die Kran¬

keckassen nicht VersorgungsanstaKen für schlecht besch^fftte
Aerzte sein könnten. Buchdruckereibesitzer Schbfenv der

Syndikus der Vereinigung .

der Berufsgenossenschaften Dr.

Boywldt sowie das Mitglied des Staatsrates. Stadtverord¬

neter Reimann. schlössen sieh den Ausführu&gea ihrer Vor¬

redner an. Es wurde dann nachstehende Entschließung.rgeiaft-t:

„Die Vo.k»tesi-(-4fc«-. Ist darch dia Kritts- eo<f Inftaticctu*.^ aut«

rcbtrera'.e er*&fc3..ert worJao. Dl« Sofia.vers-tteroa« Iat 4at_«f rar dfe totf*

»ab« ceatetit. st»tM»e..dere and tle!erfrettendere Rflreorg» ala H nvofn

Waten, mit Mltteta. dia iafots« dar Varafmaa« dea Voikee »ata
_

Cufcrate b<-

*c*T__nkt, sind, insbesondere die Krank*nyer».oheq_ng. verma* ih.rr* wesent¬

lich geateifertao Lels'angea MC dirch»uführea bei atreccer Spanarokr.t. taat^

blherhcbcr Wfrt*eh_.<t und onab_ft$..«rer Z.:r0cfcdraai;ng dt. Uetr-rffl-selcea

»ajanaten dea' Notareediren..
*"

Die Or«ar.« der Xrankeoversicbsrung können aJch ron diesen Gründet-zen

rreder darch dia *eraoHrortttn»..oa« Forierang. die Soviatrernlchefftftg «b-

«abneen. noch durch bösviü.ü» Angrlüe einzelner Ictereeaen«irt»_rr_.,w>ei» «t^

dringen («asea. -..'•;-

.

- .Weuerdings ergehen aid» namentlich dl« AersteorganUaHonen la bc'_onder«

heiligen Anfeindungen gegen die Krankenkaaten. »ie yetichmi-ie« e__ nicht.

die geietatlcha Standeiveetretung der Aertte a/Merrecbtlkb nf* Trihöno tiXRff

Irreführenden Aoacb».digting«n ts beoutiei nnd die Lehrkörper de? Unlver«.'»

tlten in dan Tngeskamjyf mit hine|a*a»iel»en.

Die Krankenkasse« lehneti die Verantwort:ich__e.t tür dio %irt*Äaft.-d-5

I-totiate einea Teiles der Aertte ab: denn dleee iat n»rsch«l4et. abgesehen

voo dem eiieemeioen wUtachaftiicheo' Zusaasn.ei.hrocli U. Oeetgehtend, Aircr»

dt« icniner atlckere Uebert_-.h__»g 6t. fireüicbeo Bersfa esd dereb dio Ver-

arir.e4ig weitester Wit^reie«, -.
. .

.
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l>ie ante/ irfiCtcn retbehrunzen der Vcrvtli.r.cn Bafft brachten Mitte! dtr

Kraukcnvcrj.itbtr-inc ktnncn n.:ht dtr ürhaMung überzähliger Acrzte geopfert

uerdm. S;c nttaea in ..arkstern Aii*m_.Cc den Versicherten HMiittetbW m-

gute kommen. DU Krankenkavtn verlangen daher du kecht. enter erößt-

mosl.chster tördertnj? Bi«erer Volksfesaatfl-ei. — das seilt als das höchste

l'.it._.ip — der« kasscnSr:.:lieben DicnM nach dem Gründete de» hochsun Nuti-

ell.kts bei geringstem Aufwand so zo gestalten, uie es den »oh'bcgrundeten

Ansprechen der Versicbertai auf eine verbesserte Krankenfursorze entspricht.

Sie »ppe.lu.rtn an dte flesctzgetnng und die UehCrdcn. Arbeitgeber und Ver-

skhertc. sowie an aüe sor.ialdenkende Aerzte. sie la ihren p.I.cbtm_.2i;.en Be-

tnahungtn am Crhattaag und Au_t.au der sozialen l'ürsoige tatkräftig za

»mers-üutn."

Unlautere Geschäftsreklame und Beamtenabbau. Seit In¬

krafttreten der berühmten Abbauverordnung »st die Erage der

Reorganisierung der Geschäftsführung aucfi» bei den Kranken¬

kassen zu einem aktuellen Thema geworden, und allerband

brauchbare und unbrauchbare Vorschlage zur Vereinfachung in

der KassenVerwaltung sind erschienen, die den Praktikern Stoff

zum Nachdenken bieten. Soweit diesen Vorschlagen praktische

Erfahrungen von l'ach.cutcn zugrunde liegen, verdienen sie eine

gewisse Beachtung.

Nirgends läßt sich das Verfahren weniger schablonis.eren

als bei den Krankenkassen. Der Betrieb einer großen, mittleren,

kleineren, einer Stadt- oder Landeskrankenkasse mit ihren

vielen Zahlstellen ist ein so grundverschiedener, daß sich be¬

stimmte Richtlinien nur für bestimmte Kassenarten, regional«

liczirkc aufstellen iassen, wobei noch auf dic besonderen ört¬

lichen Verhältnisse Rücksicht genommen werden muß. Oanz be¬

sonders vorsichtig muß man aber sein, wenn sich hinter so'chen

Vorschlägen zur Vereinfachung der Kassenffihrung ein Geschäfts¬

interesse der Btireauemrichtungsindustrie verbirgt wie das in

letzter Zeit vielfach zu beobachten war. Vor uns liegt cm

Prospekt einer Leipziger Eirma für Kartensystem und praktische

Hricfableger. Dort wird ein unverwüstliches Dauerregister und

eine neuzeitliche vereinfachte Kassenbuchführung emp¬

fohlen, die in der Hauptsache dadurch erzielt wird, daß man

durchschreibt, wodurch alle sonstigen Neben- und Beibücher

erspart werden. Wir wollen uns über den Wert und

die Notwendigkeit zur Führung von Neben- und Beibüchern

nicht unterhalten, das muß Jede Kasse nach ihren Bedürfnissen

einrichten. Schreiber dieses führt außer einer Sammelauittungs-

liste für Barleistungen, die monatlich abgeschlossen und in das

Hauptbuch übertragen wird, keinerlei Neben- und Beibücher

tmd ist doch imstande. Jeden Augenblick über den Stand der ein¬

zelnen Kapitel in Einnahme und Ausgabe Auskunft zu geben.

W'as uns an diesem Prospekt interessiert, war. da« dei geschäfts-

führendc Angestellte einer Krankenkasse in Ostpreußen (hier

handelt es sich um einen Krankenkassen-Rendanten Linder,

der unseres Wissens im Bund Deutscher Krankenkassenbeamten

organisiert ht. D. Red.) die Erzeugnisse dieser Firma, ins¬

besondere deren Durchschreibeeinrichtungen in einen dem Pro¬

spekt beiliegenden Schreiben empfiehlt und behauptet, daß er

m.t dieser Einrichtung seit 1. Januar 1924 die Kassen-. Beitrags-

und Mcldcabtcilung einer 14000 Mitglieder zählenden Kranken¬

kasse mit 2000 Arbeitgebern und räumlich weit ausgedehnten

Bezirk mit nur einem Assistenten ohne lede weitere Hilfe

ganz allein bewältigte. Da uns diese ganz erstaunliche Leistung

eines Kollegen allerhand zu denken gab. schlugen wir im Hand-

nnd Adreßbuch iür den kommunalen deutschen Giroverkehr

nach und fanden dort den Ort eingetragen mit 2400 Einwohnern.

Es ist also ohne weiteres klar, daß die Kass? dort mit einer

großen Anzahl Verwaltungsstellen arbeitet, die ihre Angelegen¬

heiten selbständig regeln. Die Verschweigung dieses Umstände»

läßt den Wert der ganzen Ausführung des betreffenden Kollegen

In ein Nichts zerfallen. Es wirkt aber außerordentlich schädigend

lür die ganze Sache, wenn er weiterschrcrbt:
..Wen.) die Verwaltung aut allen Zweigen aut diese Weise reorganisiert

%lrrf. dann werden die Klagen Iber ta hobt Verwa.tnngskosten ven reibst

s-rrstB.nn.en. Sic erttaten Ja 0-erbzt.pt erat, ah der Arbeitgeber la unseren

fterrans die doppelte, la dreifache Zahl von Angetiel.ten Mb, ata sie 1924

bcncM.tlgt war.*'

Wenn so etwas von Feinden des Selbstverwaltungsrechts

der Krankenkassen geschrieben wird, ist es begreiflich, daß aber

das Holz zum Scheiterhaufen aus eigenen Kreisen herbeizuschlep¬

pen versucht wird, ist geradezu ein Skandal. Wenn Kassen¬

vorstände und Aufsichtsbehörden diesen Prospekt in die Hände

bekommen und ohne jede Nachprüfung lesen, so müssen sie ia

>u der Ueberzeugung gelangen, daß In allen übrigen Kassen.

in denen mehr als etn Angestellter auf 7000 Mitglieder entfällt.

geradezu eine Mißwirtschaft herrschen muß. die durch An¬

schaffung der geeigneten Bureaueinrichtung leicht beseitigt

werden kann.

Eduard Schmidt. OeSchäftstihrer der Alhretn. OKK. Coswig Sa.

Gewerkschaftliches.
Zar Reichsbesoldungsordnung. Infolge «ic unablässigen

Bcmtilrungcn der gewerkschaftlichen Organisationen hat sich die

Reichsrcgierting genötigt gesehen, eine vorl_-*H_.e Erhöhung der

Bczüte für die Reichsbeamten anzuordnen Vorbehaltlich der

endgültigen gesetzlichen Regelung hat sie verfügt, daß die Be¬

ziige der Beamten nach folgenden Grundsätzen gezahlt werden:

1. Die Rcichsbeamten mit den Bezügen der Besoldungs¬

gruppen 1 bis VI erhalten vom 16 November 1924 ab

a) einen Zuschlag zum Grundgehalt in Höhe von 12% Proz..

b) einen Zuschlag zu den Kinderzuschlägen und dem

Frauenzuschlag in Höhe von monatlich ie 2 Mk.:

2. die übrigen Reichsbeamten erhalten vom 1. Dezember

1924 ab

a) einen Zuschlag zum Grundgehalt in Höhe von 10 Proz„

b) einen Zuschlag zu den Kinderzuschlägen und dem

Frauenzuschlag in Höhe von monatlich ie 2 Mk.

(Vergl. Reichsbesoldungsblatt Nr. 60.)

Diese Neuregelung entspricht In keiner Weise den Forde¬

rungen der Gewerkschaften. Deswegen sind weitere Maßnahmen

hn Gange.

Die Neuregelung der Beamtenbezüge und der bernfs»

genossenschaftliche TarlL Nachdem das Reich eine Neuregelung
der Beamtenbesoldung vorgenommen hat, fanden Beratungen

mit dem Arbeitgeberverband deutscher Benifsgenossenschaften

statt Die Parteien waren sich darüber einig, daß nach Lage der

Dinge „neue Verhandlungen" im Sinne des letzten Absatzes der

Ziffer III unseres Tarifvertrages nicht erforderlich waren. Et

handelt sich vielmehr um die Gewährung eines Tenerungs-

zuschlages im Sinne des Absatzes 3 Ziffer III des Tarifs. Infolge¬
dessen finden die für die Reichsbeamten geltenden Grundsätze

(vergl. RBBI. Nr. 60) automatisch auf die berufsgenossenschaft»
liehen Angestellten Anwendung. Die Uebertragung dieser Grund¬

sätze bedeutet, daß

a) die Angestellten der Klassen 5. 4 und der Stufen 1 bis 7

der Klasse 3 einen Zuschlag zum Grundgehalt in Höhe von

12% Proz. vom 16. November 1924 an:

b) die Angestellten der Klasse 3 Stufen 8 bis 10. ferner der

Klassen 2. Ib und la einen Zuschlag zum Grundgehalt in

Höhe von 10 Proz. vom 1. Dezember 1924 an

erhalten.

Dazu treten die Erhöhungen der Kinder- und Frauenzuschlüge

von monatlich ie 2 Mk. wie beim Reich (für i mit Wirkung vom

16. November, für b vom 1. Dezember).

Nach der gegebenen Rechtslage findet diese Regelung zu¬

gleich für die Angestellten der Berufsgenossenschaften An¬

wendung, die dem Arbeitgeberverband nicht angeschlossen sind.

Eine Allgemeinverbindlichkeitserklärung erübrigt sich also.

Freistaat Sachsen und die Reichsschledsgerichtsurtetle vom

28, Juni 1924. Unsere Gauleitung Sachsen bat das sächsisch«

Arbeitsministerium unter Darlegung unserer Stellungnahme za

dem Hirtsiefersehen Erlaß vom 18. Oktober 1924 um Beantwor¬

tung folgender Fragen ersucht*

1. Beabsichtigt das sachsische Art>eitsministeriu_m. die säch¬

sischen Oberversicherungsärnter in gleicher oder ähnlicher Weis«

wie das preußische Ministerium für Volkswohlfahrt anzu¬

halten, sich bei Dienstordnungsgenehmigungen nach den Urteile»

des Reichsschiedsgerichts vom 25. Juni 1924 zu richten?

2. Hat das sächsiche Ministerium nach wie vor die Absicht,
den bestehenden Tarifvertrag zo respektleren und den Oberver-

sicherungsäintern in diesem Sinne Anweisungen zu geben?

Darauf ist folgende Antwort erteilt worden:

„.VJ01 0/24. Dresden, am 25. November 1*2*.

u O. LO./I15.

Dem Zentral vei band vi.d Ml die Anfrage von 14. d. M.. dea preußische»

Pr.aB vom 13. Oktober 19?4 vegea der Besoldung der KrankenkassenangU

ueüten betreffend, erwidert. daB das sfchMsche Arbeits, snd Wohlfahrt««

n».niste rlarn keine Veranlagung hat. ron seiner bisherigen Reeht«sfe).eRff

gegen Ober d-r Hehandinng von Dienstordnsagen abmgeben.

Arbeit»- und Wohllahrisr.Uni.terijn.. geg. Llsner.

Aesgcfertigt 25. November 1924. ges. Schumann."

Aus dieser Antwort ergibt sich, daß das sächsische Arbeits-

ministerium nicht daran denkt, die bisher geübte Praxis aufzu¬

geben und sich dem Vorgehen des preußischen Ministeriums fflr

Volkswohlfahrt anzuschließen.

Zar Personal-Abbaö-Verordntiit«. Der Reichsfcnanzmlnister

htt foüemlc Richtlinien für die weitere Durchführung der Per-

-tonal-AbbauA'crord.iuas hciausÄe^ebcu:

..Dtr Mlfccf erfolgte Perfto.'ta'abbau hat daa darch die Vc/h«!:i.l$sc noU

wer.dii gewordene Miß in wesentlichen erreicht. Im Hinbtkfe hie; auf nin4

auf Orznd eines Be*ch*.'.i**e* der RetetoreaJerun* vom 6. November 1924 bei

Fortführung des Abbaues folgende Oeslcbtspur-'-te gn beachten:

I. Vom I. 9mmm 1925 ab ist dtr Artikel 3 dtr Pef*oual-Ahbai)-VcrnnJnung

nur noch in den Reichsverv/altungen aneuwendea, in denen aa! Grund eine*

MtdrtcfcMcfcca Beschlusses der Rtfcbtfefkraag ein weiterer Person*Jabbaa

v,c£cn besonderer Gründe aair.^h.usu*.! e wodk triordeittcfc erachtrt vird.

!!. Zi Artifct! 3. a) Svh*erbeschad_Kte Bereue Jtkien wegen verhinderter

l eisians^tahizkeit. dit auf ihrer BtschÄdicinr beruht, eicht abgebaut werden.

10 Die \cwah! c2cr In den einstweiligen R.:hf>ta:M} tu Versetzenden darf auch

dnreh die txMimmunrMr.&älge Ausflbong Ihrer Tätigkeit ais Mitglied einer

Beamteuvertretsing nicht beeinfinsK weiden. Ät_: dieser Erveitcrmig \r-t I 4

aoeh l>cl de/ Aatwtkl der zu entlassenden Beamten ra beachte».
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III. Z« Artikel 5. Anträge von lebenslänglich angestellten Beamten auf

Ausscheiden aas dem Reich*dienst unter Gewährung einer Abfindungssumme

gtmSß § I Abs. 2 dürfen auch dann berücksichtigt werden, wenn sie erst nach

Ablauf von 6 Monaten seit dem Inkrafttreten der Personal-Abbau-Verordnung

gestellt sind.

IV. Zu Artikel 6. Die Frist von 18 Monaten fflr dfe Ausführung des Um-

guges hat nicht zu taufen, solange der ausgeschiedene Beamte Im Reichsdienst

vorübergehend wieder verwendet wird.

V. Zu Artikel 7. Soweit ausnahmsweise eine Einstellung neuer Beamten*

krfifte angelassen wird, sind nach Möglichkeit leistungsfähige entlassene oder

In den einstweiligen Ruhestand versetzte oder ins Arbeitsverhältnis überführte

Beamte einzustellen.

VI. Zu Artikel 14. Die Kündigung des Dienstverhältnisses zum Monatsende

nach Abs. I Ist derart zu bewirken, daß die Entlassung bereits sechs Wochen

vor SchluB des Monats, mit dessen Ablauf der Austrht erfolgen toll, mitgeteilt

wird. Die Vorschrift des Abs. 2 bleibt hinsichtlich bestehender kflraerer

Kflndicungsfrlsten unberührt.

VII. Zu Artikel 15. a) Schwerbeschädigte Angestellte dürfen wegen ver¬

minderter Leistungsfähigkeit, die auf ihrer Beschädigung beruht, nicht entlassen

werden. Schwerbeschädigte Angestellte, die zu den Versorgungsanwärtern

gehören, sowie dielenigen Angestellten, die am I. November 1923 insgesamt

mindestens I? Jahre ununterbrochen bei Reichs-. Landes- und OemeindeverwaU

tungen beschäftigt waren, sollen tunlichst nicht mehr entlassen werden.

b) Die Kündigung des Dienstverhältnissen rvm Monatsende auf Qrund det

Art. 15 5 I Abt. 2 Sau I Ist derart *u bewirken, dafi die Entlassung bereitt

sechs Wochen vor SchluB des Monats, mit dessen Abtaof der Austritt erfolgen

toll mitgeteilt wird. Die Vorschrift des Art 15 | I Abs. 2 Satz 2 bleibt

hinsichtlich bestehender kDrzerer Kündigungsfristen unberührt.

VIIL Auf ausgesprochene Versetzungen In dea einstweiligen oder dauernden

Ruhestand finden vorstehende Richtlinien keine Anwendung: Entsprechendet

gilt auch für erfolgte Kündigungen oder Entlassungen von Beamten und An¬

gestellten.

Berlin, den 9. November 1924.

I B 22282. Der Reichsminister dtr Finanzen. Dr. Luther.M

Das hoffnungslose Beamtenvertretuncscesetz. fn der Tages¬

presse wird, offenbar von amtlicher Seite, folgende Meldung

verbreitet:
..Um de lo der Verfassung enthaltene Zusage nicht unerfüllt zu lassen,

will die Reichsregierung d** Beamtenvertretungsrecbt noch vor der allgemeinen

Neurege'unr des Beamtenrechte erledigen. Die Beamtenausschüsse sollen sich,

wie es letz: schon bei vielen Verwaltungen auf dem Verordnungswege ein«

geführt (st. gliedern In Ortsausschüsse, Bezirksausschüsse und einen Haupt«

beamtenausschuB bei Jedem Ministerium. Die von manchen Organisationen und

Parteien (d. h. von den freigewerkschaftlichen Beamtenorganisationen und der

Sozialdemokratischen Partei) gewünschte allgemeine Wahl der Beamtenaus«

tchuBmitglieder hält die Regierung für undurchführbar, weil dabei nicht die

Interessen aller Beamtengruppen gleichmäßig gewahrt werden könnten. (?)

Die Regiering legt Wert darauf, daü In allen Ausschüssen die unteren, mittleren

gnj fxit!ich*n Beamten e*ne gleichmäßige Vertretung finden. Die höheren

Bearr*-n kommen schon wegen ihrer geringen Zahl und ihrer besonderen

Stellung In den Beamtenvertretungskörpern weniger in Präge. Die von

manchen Gruppen und Parteien (siehe oben) verlangte Immunität deT Beamten-

ausschußmhglieder kann die Regierung nicht zubilligen. Sie ist dagegen damit

einverstanden, daB disziplinarische Bestrafungen von Ausschußmitgliedern nur

mit Zustimmung des Ministeriums erfolgen können. Die Regierung glaubt, den

Ausschüssen ein Mitbestimmungsrecht nicht gewähren zu können, well sie

davon eine dauernde Störung des Verwaltungsbetriebes befürchtet. Nach dem

Willem d»x Regierung sollen die Bcamtenausschüsse bei der Verwaltung In der

Hauptsache beratend mitwirken und Anregungen geben, während die Entschei¬

dung beim Dienstvorgesetzten liegt. In Streitfällen könnte eventuell der

BeamterK.u<tschuQ die Entscheidung der höheren Verwaltungsinstanz anrufen.

Die Einrichtung von Schlichtungsausschüssen mit einem unparteiischen Vor-

titzenden bei Streitfällen zwischen dem AusschuB und der Behörde hält die

Regierung für unmöglich, weil dann letzten Endes ein der Verwaltung fern-

ttehender Richter über Verwaltungsfragen entscheiden würde. Ein Schlich-

tongsaussr.huB wjrt höchstens möglich für solche Fragen, die die Befugnisse

der Ausschule *r!bst betreffen. Die Peamtenausschösse müßten *o gestaltet

werden. daB sie ihre wichtigste Aufgabe, ausgleichend und schachtend zu

wirken. Im Interesse der Beamtenschaft und der Verwaltung erfüllen könnten.4*

Vor einigen Jahren setzten vor allem die Fachverbände

der Angestellten in der Sozialversicherung

(Bimd deutscher Krankenkassenbeamten und Verbaruv) auf das

„Be^mtenrätegesetz" ihre größten Hoffnungen. Sie waren rasch

dab^i. ?uf 4as Betriebsrätegesetz zu verzichten und erwarteten

alles He*! vom Beamtenrätegesetz. Bis ietzt ist noch nicht

abzusehen, wann dieses Gesetz das Licht der Welt erblicken

wird. Je längere Ze:träume darüber aber verstreichen, desto

mehr schrumpft der Entwurf zu einem bedeutungslosen Fetzen

Panier zusammen. Die Beamten werden treu iß bald geneigt

sein, daraui Oberhaupt zu verzichten. — Auch ein Beitrag zu

den „Segnungen44 der Beamteneigenschaft!

Herrn Clckhoffs Märchen werden weitererzählt! Herrn Eick-

hoffs Verdienste als Märchenerzähler im Bund deutscher Kranken¬

kassenbeamten und -angestellten haben wir bereits gewürdigt.

Obwohl die Unrichtigkeit der In seinem Flugblatt aufgestellten

Behauptung, die Vertreter des Reichsarbeitsministeriums hätten

erklärt, daß die Angestellten der Versicherungsträger als öffent¬

liche Beamte zu gelten haben, erwiesen ist, verbreitet sie ietzt

der Landesverein des Bundes gleichfalls in einem Flugblatt

ruhig weiter.

Man kann für diese Art, ein Flugblatt zu schreiben, zwei

Erklärungen finden. Entweder ist iener Hannoversche l«andes-

vereinsversitzende so geistlos. daB er ein eigenes Flugblatt nicht

zustande bringt und von Herrn Eickhoff abschreiben mußte, dann

Ist der Hannoversche Landesvorsitz In guten Händen. Oder der

Bundesvorstand hat das Muster für die Flugblätter der Landes¬

vereine selbst entworfen und sucht auf zentralem Wege durch dio

Verbreitung von Unwahrheiten unter seinen Mitgliedern hoff¬
nungslose Illusionen zu nähren. Wie man es auch nimmt —

ein klägliches Manöver.

¦**< hat se'ogen? Die kleinen Fachvereine. voran der
Bund deutscher Krankenkassenbeamten und -angestellten imd
der Verband der Angestellten und Beamten der Reichsunfall-
Versicherung (Verbaruv). können sich nicht genug mit hohen
Mitgliederzahlen blähen. Der Bund hat kürzlich der Reichs¬
arbeitsverwaltung gegenüber behauptet, daß er 4861 Mitglieder
besäße. Der Verbaruv hat dem Reiehsversicherungsamt be¬

richtet, daß seine Mitg.iederziffer sich auf 2650 belauft. Beide
verwahrten sich heftig dagegen, daß jemand die Richtigkeit
dieser Zahlen anzweifelt.

Beide Verbände sind, wie bekannt, dem Deutschen Be-

amtenbundc angeschlossen — offenbar weil sie annehmen, daß
durch den engen Umgang mit Beamten auch auf sie ein Schim¬

mer der ersehnten Beamtencigenschaft fällt Dieser Beamten«
bund hat nun kürzlich seinen neuesten Geschäftsbericht ge¬

druckt herausgegeben. In diesem Bericht lesen wir u. a. auch
die Mitgiiedsziffer der zum Beamtenbund gehörigen Verbände»
Danach beträgt die neueste Mitgliederzahl des Bundes der Bc«s

amten und Angestellten der Reichssozialversicherung 55Ü0.

Wie dieser Bund in einer Eingabe vom 13. Januar 1924
selbst erklärt hat. gehören ihm an: der Verband der Landes-

Versicherungsbeamten Deutschlands, der Bund deustchef

Krankenkassenbeamten und Angestellten, der Verband der Be¬

amten und Angestellten der Reichsunfallversicherung (Ver¬
baruv). der Verband deutscher Knappschaftsbeamten.

Da in dem Geschäftsbericht des Beamtenbundes der Ver¬

band der Landesversicherungsbeamten besonders aufgeführt ist*

verteilt sich die Mitgliederzahl von 5500 auf die übrigen dret

Verbände. Geben wir dem Verband der Knappschaftsbeamten

schätzunsweise 200 Mitglieder, so gehört nicht viel Mathematik

dazu, hcrauszurcchucn. daß irgend jemand lügt.

Nimmt man einmal an. der Verbaruv spräche die Wahrheit

so ergibt sich folgendes Rechenbeispiel:

Der Bund der Beamten und Angestellten der

Reichssozialversicherung hat nach eigener

Angabe 5500 Mitgltatef
Setzt man davon ab:

a) für den Verbaruv. wie er

selber behauptet ....
2651 Mitglieder

b) für den Verband der

Knappschaftsbeamten nur .
200 ,.

2851

verbleiben für den Bund deutscher Kranken¬

kassenbeamten und Angestellten 2649 Mitglieder

Er müßte sich also bei seinen Angaben der Rcichsarbeitsver-

waltung gegenüber um 4861 — 2649 =r'2112 Mitglieder ver¬

rechnet haben.

Geht man nun aber davon aus. daß der Bund der Kranken*

kassenbeamten bei der Wahrheit geblieben wäre, so kommt

man zu folgendem Ergebnis:

Bund der Beamten und Angestellten der

Reichssozialversicherung 5500 Mitglieder
Davon abzusetzen:

a) Bund deutscher Kranken¬

kassenbeamten und Ange¬

stellten 4561 Mitglieder

b) Verband der Knappschafts¬

beamten . .
200 ,.

5061

Danach blieben für den Verbaruv 439 Mitglieder

Er hätte sich also bei der Angabe seiner Mitgiiedcrzahl um

2651 _ 439 = 2212 Mitglieder vergriffen. Wie man also die

Sache auch dreht und wendet, etwas ist faul daran.

Wer löst uns dieses Rätsel? Irgend Jemand muß hier ge¬

logen haben. Aber wer? Entweder der Bund der Kranken¬

kassenbeamten — oder der Verbaruv — oder beide.

Auf Irischer Spur. Der ..Verbaruv14 widmet uns in der

letzten Nummer seiner Zeitschrift den Versuch einer Ent¬

gegnung auf unseren Auisat2: Noch *ifnnal: Die Saboteure.

Diese Erwiderung ist aus dem peinlichen Gefühl geschrküon,

auf eine nicht widerlegbare Darstellung entgegnen zu mfusen.

Darum ist sie auch danach.

Gegenüber den Lobeshymnen des Verbandes der Beamten

und Angestellten der Reichsuniallversicherung (Verbaruv) auf

seine gewerkschaftlichen Leistungen haben wir an Hand ein¬

wandfreien Queilenmater als aus seiner eigenen Lite¬

ratur seine krummen Piade aufgedeckt. Daraus haben wir

einige Schlußfolgerungen gezogen. Fs ist richtig, daß diese

Folgerungen nicht für ihn sprechen. Wenn der Verbaruv nbcr

erklärt, wir hätten ihn „beschimpft44« so bedauern wir dieses

Mißverständnis. Nichts iieert uns ferner, als das Dasein des

Verbaruv durch ..Beschimpfungen" zu verbittern.

Wir haben dargelegt, welche Schädigung die kurzsichtige

und schaukelnde Taktik des Verbaruv für die berufsgenossen-
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scliafUichca Angestellten zur Folge gehabt hat Unter anderem

haben die Angestellten dem Verbaruv zu verdanken,

daß die I e b c n s 1 ü n g 1t c h e Anstellung für den

Nachwuchs verloren gegangen ist. Diese Aus¬

führungen hat der Ver.V'aruv mt keinem Wort zu bestreiten

gewagt. Nur eine dürftige Entschädigung bringt er vor. Er

erklärt. daB er die Dienstordnung deswegen nicht -mitgemacht

habe, weil es tür »hn ..in erster Linie" galt, «die geplante Auf¬

hebung des bisherige!) Rechtsweges nach 705 RVO. abzuwehren."

Die von uns vorgeschlagene Regelung bedeutete Insofern

einen Vorteil, als sie zu einer «schnelleren, billigeren und sach¬

gemäßeren Entscheidung führt Die Schiedsgerichte sind unter

Mitwirkung der Organisationen paritätisch zusammengesetzt,

während im ordentlichen Rechtsweg weltfremde und sach-

kmdige Richter entscheiden. Schließlich bestand aber auch dic

Möglichkeit, dem einzelnen Angestellten das Wahlrecht za

lassen, ob er den Rechtsweg nach 705 RVO. beschreiten oder

die Schiedsgerichte anrofen wollte. Also erstens wäre über die

Trage des Rechtswegs eine Einigung nicht nur möglich gewesen

nnd zweitens waren andere Fragen, die die Dienstordnung

regeln sol'te (die lebenslängliche Anstellung!) wichtiger. Erst

schafft man Sicherungen, und dann unterhält man sich darüber,

welcher Rechtsweg im Falle von Streitigkeiten der l>estc ist.

Ver Verbaruv versucht es umgekehrt — und man hat gesehen,

voJnn da* führt Nun fürchtete er. die bcrufsgenossenschafllicben

Angestellten könnten seine Torheiten erfahren und schreit:

Laßt bloß die Arbeitgeber das nicht lesen!

t>ann meint 6er Verbaruv. es sei ..wohlverstandener Zweck

der Gewerkschaft, den betroffenen Mitgliedern durch Oewährung

des Rechtsschutzes und Unterstützung zu helfen, nicht aber der,

durch Vorschlag eines schädlichen (?) Mittels sich derartige

Ausgabenlastcn abzuwimmeln". Das »st zwar sehr konhis gesagt,

aber sonst eine richtige Erkenntnis, deren Beherzigung wir dem

Verbaruv angelegentlichst empfehlen. Bisher haben wir alle

grundsätzlichen Rechtsfragen austragen müssen, um nur ein

paar Fäüc zu erwähnen: die Anwendung des Bcsoldungssperr-

gesetzos .
auf die ber «^genossenschaftlichen Angestellten; die

Zulüsvgkeit der Vereinbarung einer lebenslänglichen Anstellung

durch Tarifverrra/; die Mitwirkung des Betriebsrats bei Ver-

l.äftcung von Scalen: die erhöhte Anrechnung der im Kriege

y.urüekgelegten Dienstzeit usw. Wo 6er Verbaruv einmal ein¬

gegriffen hat. da hat er nur Verwirrung angerichtet.

Sodarn beklagt sich der Verbaruv darüber, daß wir ihm

rieht ausreichend genug die von ihm aufgeworfene Frage „Wo

8itz--n die Saboteure" beantwortet haben. Er behauptet allen

Ernstes, dail die Verschleppung der Neuregelung des Dienst¬

rechts unsere Schuld sei. Er sagt: „Auch die drarch ihr (ADOB.

und AfA — die Schrrttltg. —) Verhalten (?) verursachte Ver¬

tagung der Angelegenheit aui Jetzt schon lÄ Jahtc dürfte be¬

merkenswert sein."

Hier können wir len Verbaruv wieder einmal auf frischer

Spur beim Lügen ertappen. Uns Ist zufällte das Schreiben zn

ÜC-i'cbt gekommen, das der Buud der Beamten und Angestellten

der Reichssozialversicherung am 13. Januar 1924 an das Reichs¬

arbeitsministerium gerichtet hat. Dieses Schreiben ist unter¬

zeichnet von Ungewickel und Troje. Darin he:ßt es:

„Da indessen die Knt\_ icklnng der wirtschaftlichen Verhältnisse die Durch-

fOh.B.ig der einschneidendsten Reformn-aßnahmen io der Organisation der

Reichsversichertiag schon in nächster Zeit erzwingen wird (?) ond beste noch

rkirt fibersehen werden kann, weichen Organen die Darchf_.hru.nc der Rekhs-

Yerti*:herui.g anvertraut werden «o.l and wie diese Organe Im Hinblick aof

die ihnen antuwtlscnden Aufgaben geartet aein müssen, bitten wir. die Neu-

regeluug uose.cr RechtaverhtHntae« einstweilen ooacsaetteo bis über die vor-

te<?aib.en Mafinahmen Klarheit besteht."

Herr Troje hat a'so in diesem Schrcfren klipp und klar

das Reichsarbciisrainrett.rium gebeten, die Neuregelung der

Rechtsverhältnisse ..einstweilen auszusetzen". Der Zentral¬

verband hat dagegen Immer auf schleunigste

Durchführung der Gesetzesrcfo*m gedrängt

Aber man braucht dem Reichsarbeitsmmister nicht zweimal zu

tagen, eine Gesetzesvorlage solle vertagt werden.

Wer a'so hat die Verschleppung der Neuregelung des Dienst¬

rechts „verursacht"? Wo sitzen die Saboteure? Wir überlassen

dem Ijcser die Antwort.

Ferner nimmt der Verbaruv den Ruhm für sich in Anspruch.

Wie Reichsbesoldungsordnung für die berufsgenossenschaftlichen

Arreste!Iten eingeführt zu haben. Er ist heute noch ahnungs¬

los genug, das ahs sein „unbestrittenes Verdienst" zu bezeichnen.

Der SchrÜtkitcr des „Verbaruv" scheint auf dem Monde zu

leben. Zum Glück ist die RBO. durch unsere Bestrebungen Im

berufsgcnossenschaftlichen Tarifvertrag nicht schematisch ein¬

geführt Wäre sie es. so würde es den Berufsgenossenschafts-

öngcstellten wahrscheinlich Ähnlich ergehen, ui« heute leider

einen» Teil der Kassenangesteüten. Aa bekanntlich zurück¬

gruppiert werden sollen.

Was der Ve'erbartiv schließlich über dic „zu sehr durch-

•iclitigen Zwecken" geführten Mitglieder-Wten sagt, ist tu

•Ibcrn. ab daß man darauf noch einmal eingehen sollte.

So brechen die Entgegnungen des Verbaruv kläglich in sich

»-— Hill II ¦¦ IUI ¦¦ ¦ — ¦¦ — I ¦ I I. —¦—_¦——

VerantwcrUicLar Schriftleiter; J*_.«-' Au.ai_.~ Verlag: Ze&.rftivorfcasd der Ax.»

zusammen. So kläglich wie immer, wenn er den Versach macht,

sich zu rechtfertigen.

Das Handbuch des Krankenverslcbeniogsreelits. Dieses

Werk. d».< wir kürzlich besprochen haben, Ist wie wir vom Ver¬

lage erfahren, vergriffen. Eine Neuauflage dieses wertvollen

Handbuches soll indes bereits Ende Januar 1925 erscheinen. Dia

Kollegen, d'c das Werk neuerdings bestellt haben oder die Ab¬

sicht haben, es sich noch anzuschaffen, werden gut tun. ihre Be¬

stellung Ende Januar zu erneuern oder einzureichen. Unseren

Verbandsmltgüedern werden beim Nachweis rhrer Mitgliedschaft

Vorzugsbedingungen gewährt. Der Vorzugspreis ist 18 Mk. ohne

Sonderbcrechiung für Porto und Verpackung, zahlbar In drei

Monatsraten zi je 6 Mk. Bestellungen sind direkt an die Ver-

lagsgescllscbaft Deutscher Krankenkassen. Berlin SW. 19. Oer-

traudtenstr. 24.

Berichtigung. In der Abhandlung „Reiehsversicherungsamt

und Betrfebsrätegesetz** fn Nr. 22 der „Volkstümlichen Zeftsehrift**

muß es auf Seite 104 unter 2 wie folgt heißen:

..Es Ist abwegig, anzunehmen, dali diese Auffassung , .

*

Das Wort „nicht*' Ist zu streichen

Gaiifachkoaiereaz für Sachsen-Anhalt Die am 16. November

1924 in Ascher sieben stattgefundene Gaufachgruppenkon-
ferenz hatte einen äußerst guten Verlauf. Ein Vortrag des

Kollegen BriRke über ^ngestclltenrecht und Selbstverwaltung**,

wobei der Redner nesonders den Erlaß des preußischen Ministers

für Volkswohlfahrt vom 18. Oktober 1924 behandelte und im Zu-,

sammenhange damit auf die Reichstagswählen hinwies, fand all¬

gemeine Zustimmung. Als Gaufachgruppenleiter wurde wiederum

Koi'ege Walter Krone-Magdeburg gewählt

Kassel FachgruppenVersammlung vom 16, November. Koli,

Brenke vom Verbandsvorstand sprach über: Der Kampf um die

Rechtsverhältnisse der Krankenkassenangestellten und -beamten.

Er verstand es meisterhaft, die Motive, die zur Sozialversiche¬

rung führten ond die Entwicklung der letzteren und insbeson¬

dere des Angestelltcnreohts darzustellen. Eingehend schilderte

er. belegt durch reiciies Material, wie die Versicherungs- und

Oberversicherungsärnter Tariirecht und das Recht aus dem

Betriebsrätegesetz srbotieren. Treffend beleuchtet KoIL Brenke

die Haltung des Bundes der Krankenkassenbeamten und An¬

gestellten in all die.cn Fragen und wies zum Schluß a__f die

Bedeutung der Reichstagswählen hin. Es gab nur ein Urteil

bei den zahlreich erschienenen Kollegen und Kolleginnen: Es

wäre wünschenswert, daß dieser Vortrag In allen Fachgruppen

der Sozialversicheruigsangestellten gehalten würde, notwendig

sei hierzu, auch die Vorstandsmitglieder der Ortskartelle des

ADOB. und AfA-Btmdes sowie die Vorstands- und Ausschuß¬

mitglieder der Krankenkassen einzuladen.

Berlin. Facbgruppenversamrnhing der Beruftsgenossen-

schaftsangestellten am 26, November. D'e FachgrupoenleHuntf

wurde neu gewählt. In Zukunft sollen regelmäßig Fachgrpppen-

versammtungen am zweiten Donnerstag im Monat stattfinden,

Kollege Brenke vom Verbandsvorstand wies auf die Gefahren,

die der Sozialversicherung von selten der Unternehmer und den

unter ihrem Einfluß stehenden politischen Parteien drohen sowia

auf die Gefährdung der rechtlichen und sozialen Stellung der

Berulsgenossenschaftsangestellten hin. Das neue Dienstrecht

muß vom kommenden Reichstag verabschiedet werden. Aus all

dem ergibt sich <*ie Bedeutung der Reichstagswählen für dia

Angestellten- und Sozialversicherung.

Mainz. Am 17. November fand eine Mitgliederversammlung
der Angestellten der Sozialversicherung für Mainz und die um»

liegenden Orte statt. Kollege Brenke. Berlin, sprach über dia

Rechtsverhältnisse der .

Soztalversicherungsangestellten" und

wies auch aui die kommenden Reichstagswahlen hin. Eina

längere Aussprache bewegte sich rm Sinne des Referats. Dia

Versammlung nahm einen guten Verlauf. .

Frankfurt a. Main. In einer Fachgruppcnvcrsammlu.a am

1$. November sprach Kollege Brenke. Berlin, über Selbstver¬

waltung. Augestelltenrecht und Reich&tagswahlcn". Die Stim¬

mung der Kotöegenschaft und der Verlauf der Versammlung

waren ausgezeichnet

Elsenadi Eine Fachgruppenversammiung der Kassenange¬

stellten faad am 19. November statt m der Kollege Brenke,

Berlin, über die Rechtsveritältnisse der Kassenangestellten be¬

richtete.

fMfimrthihHai-m, Unser Verbar.dskol.cgc Oustav Kunze bei

der Ortskrankenkasse Leipzig-Stadt feierte am 23. November sein

2Mähr_ges/DienaUubiläiim. Wir sprechen ihm nachträglich dazu

unseren herzlichsten Glückwunsch aus.

Dleof-tlubiläum. Unser Ko'legc Alben Radioff. stellver.

tretender Geschäftsführer der Ortskrankenkasse für das Buch-

drnckgewerbe zu Berlin, feierte am I. Dezember sein 40.ährige*

Dienstiubläum. Koltegc Radioff gebort zu den Begründern

unserer Organisaton in Berlin. Da dem Kollegen Radioff vom

1. Dezember ab die Versetzung in den wohlverdienten Ruhe¬

stand bewilligt wurde, wünschen wir ihm einen heiteren and

genußreichen Lebensabend. ¦_..¦.

i ttotiua ;0, Crte&J. — Dwtki Vcrw&rif Uacbdrucierai. — Staatlich in Jl*iKn>


